
filand
HalbmonatøfchristfürOstpolitit- Herausgehen Bund DeutscherOsteneB.

Its-. 12 Berlin, den 15. Juni 1936 19. Jahrgang
—-

Hosen und die Stowakei
Die Abordnung der Slowakischen Li a in Amerika, die vor kurzem

in Gdingen eingetroffen ist und von dort über Rosenund Warschau nach Preßburg
begeben hat, um dem Führer der Slowakischen Volkspartei, Pfarrer H l i n k a , das

Original des Pittsburger Vertrages, der die Nechtsgrundlage der

slowakischenAutonomieforderung bildet, zu überreichen,ist in Polen mit großemAufwand
empfangen worden. Der Empfang, der sowohl von polnischer wie von slowakifcher
Seite als eine politische Demonstration und als eine Warnung an Prag gedacht war, hat
die Aufmerksamkeit auf das polnisch-slowakischeVerhältnis gelenkt.

Die leitenden Gedanken dieses betont freundlichen Verhältnisses liegen ziemlich klar auf
der Hand. Was die polnische Einstellung ur slowakischen Frage
anlangt, so kann folgendes beobachtet werden: Die zschechenund Polen sind in der

Frage des Führungsanspruches in Ostmitteleuropa oder, wie es in

Versailles genannt wurde: im ,,antideutschen Mitteleuropa« immer Nivalen gewesen, und

sie werden es bleiben. Selbst die polnischen Kreise, die in Opposition zur Politik des

Obersten Beck im Laufe der letzten Jahre stets die Notwendigkeit einer polnisch-tschechifchen
Zusammenarbeit gegen Deutschland betont haben, sind davon überzeugt,daß eine solche
Zusammenarbeit mit den Tfchechen erst dann möglich sein wird, wenn

in der inneren Striiktur und im äußeren Bestände der tschecho-
slowakischen Nepublik gewisse Korrekturen vorgenommen sein
we r den. Die polnische Außenpolitikhat im Rahmen der ihr gegebenen Möglichkeiten
das Jhre da u beigetragen, das in den Pariser Vorortdiktaten geschaffeneInstrument der

tfchechischenFührungim südlichenTeile Ostmitteleuropas, die Kleine Entente, zu zerstören.
Schwerer als die Kleine Entente, die von Polen immer nur als ein Hindernis für die

Verwirklichung der machtpolitischen Expansion empfunden worden ist, fällt für das polnisch-
tfchechischeVerhältnis ins Gewicht, daß zwischen der Tschecho-Slowakei und

der Sowjetunion eine Zusammenarbeit besteht, die für den pol-
nischen Staat von geradezu tödlicher Wirkung sein kann.

Dr. K r a m a r s ch hat das. Verhältnis der Tschecho-Slowakei zur Sowjetunion im

Jahre 1925 einmal mit folgenden Worten umrissen: »Die Tschecho-Slowakei kann ihre
Zukunft am besten nur mit Hilfe eines erstarkten Nußland sichern, ebenso wie das erstarkte
Nußland uns als Vorposten bei seinem Vordringen nach Westen brauchen wird. Keine
Kleine Entente und kein Garantiepakt ist imstande, die Entwicklung und die Erhaltung
der Tschecho-Slowakei sicherzustellen. Unsere Bürgschaft, ich möchte sagen, unsere einzige
Sicherheit, kann einzig und allein Nußland sein · . . Wir haben auf der Friedens-
konserenz mit unseren auch die Interessen Großrußlands vertreten. Das ist vorläufig in

der Weise gelungen, daß wir zwecks eines späteren Zusammenschlusses
der Tschecho-Slowakei mit dem großen geeinten Nußland durch-
fetzten, daßKarpathenrußland unserer Republik einverleibt wurde. Damit hat sich, wenn

auch nur teilweise, unsere alte Sehnsucht nach einem räumlichen Zusammenschlußmit

Jhrem von uns geliebten Lande erfüllt.« Die tfchechische Politik hat diese Worte

Kramarschs in vollem Umfang bestätigt.Der räumliche Zusammenschlußmit der Sowjet-
union ist aus dem Zwang der Verhältnisse und aus der Mentalität des tschechischen
Volkes heraus die Hoffnung und das Ziel jeder Prager Politik, die auf die Sicherung
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der auf den Diktatskonferenzenzusammengerasften Beute bedacht ist. Das Streben nach
einem solchen Zusammenschlußaber bedeutet für Polen eine ständigeBedrohung seines
territorialen Bestandes, und zwar an seiner von völkisrhemSprengstoff geladenen, am

wenigsten gefestigten Stelle. Ein mit der Sowjetunion verbündeter tschechischerStaat,
der Herr über den slowakischen Karpathenraum ist, muß für den polnischenStaat auf
die Dauer eine unerträglicheBelastung bedeuten.

Aus diesen Tatsachen ergibt sich von selbst das polnische Jnteresse an der slowakischen
Frage· Dieses Jnteresse hat schon immer bestanden. Es ist in letzter Zeit nur offener in
Erscheinunggetreten, und zwar in dem Maße, in dem seit dem ZusammenschlußQestek-
reichs mit dem Deutschen Reiche die schwelenden Nationalitätenfragendes tschechischen
Vielvölkerstaateszu hellem Brande entfacht worden sind. D i e p o l nisch e A u ß e n -

politik ixitauch
in der slowakischen Frage wieder einmal bestrebt,

sich zum utznießer einer politischen Entwicklung zu machen, bei
der die Lasten und Gefahren des Handelns auf den Schultern
a n d erer lieg en. So wie es ganz offensichtlich ist, daß das Wiederakutwerden der

slowakischenFrage durch das Erstarken des Deutschen Reichesausgelöst worden ist, so
unterliegt es auch keinem Zweifel, daß Polen weder gewillt noch in der Lage ist, für dag

Recht des slowakischenVolkes einen höheren Einsatz als den demonstrativer Empfänge
zu wagen. Es bleibt von deutscher Seite die Bemerkung zu machen, daß sich die Polen
den Slowaken gegenüber mit einigem Geschick in die Rolle eines Retters aus einer
Situation hineingespielt haben, die sie in Wirklichkeit von aus gar nicht zu meistern
vermögen. Sie berufen sich dabei gern auf die ,,s l a w i s ch e B r ü d e r l i ch k ei t«,
die sie den Tschechengegenüber verleugnen, und auf die durch den Katholizismus bedingte
,,k u l t u r e l l e G e m e i n s ch a f t«, die vielleicht in der Jdee, aber nicht in der Praxis
besteht, da ihr die Grundlage des geschichtlichenGewachsenseins fehlt.

Bei alledem ist es selbstverständlich,daß es nicht der Leitgedanke der polnischen Politik
in der slowakischenFrage sein kann, den Slowaken zu dem ihnen von den Tschechenvor-

enthaltenen Recht zu verhelfen. Vielmehr sind die Slowaken für Polen
nur ein Mittel zum Zweck. Wladyslaw Studnirki hat in seinem Buche-
»Polen im politischen System Europas« gesagt: »Die Tschechensind grundsätzlichGegner
Polens, die Ungarn Polens natürlicheVerbündete. Die Karpathen, die Polen von Ungarn
trennen, haben eine natürliche Grenze zwischen diesen beiden Staaten geschaffen . . .«

Das Buch Studnirkis ist, als es vor wenigen Jahren erschien, in ganz Polen mit großer
Beflissenheit abgelehnt worden. Was aber die von Studnicki dort vertretene Thes-e
von der Notwendigkeit einer gemeinsamen polnisch-ungarischen
Grenze anlangt, so kann man feststellen, daß sie in Polen heute wohl allgemein aner-

kannt wird; und es steht auch fest, daß in dieser Angelegenheit bereits seit geraumer Zeit
gewisse Vereinbarungenzwischen den interessierten Teilen bestehen. Gerade hier aber zeigt
es sich,daß es Polen erst in zweiter Linie interessiert, was die Slowaken selber eigentlich
wollen«

"

Hier liegt auch der schwache Punkt der so stark betonten polnisch-
sl o w a k i e n F r e u n d s ch a f t. Er ist bei den Empfangsfeierlichkeiten, die der

slowakischenAbordnung aus den Vereinigten Staaten in Warschau bereitet worden sind,
ziemlichdeutlich in Erscheinung getreten. Bei den im Warschauer Rathaus ausgetauschten
Reden ist das politischeProgramm der Slowaken von polnischer Seite mit viel weiter-

gehenden Konsequenzenverfochten worden, als es von slowakischer Seite selber geschehen
ist. Der Führer der slowakischen Abordnung hat keineswegs von einer staatlichen Lösung
der Slowaken von den Tschechen, sondern nur davon gesprochen, daß das slowakischeVolk
von den polnischen Brüdern Hilfe für jene Tschecho-Slowakei erhoffe, die auch die

Slowaken mitgeschaffen hätten. Das aber bedeutet, daß d i e slo wa k e

Abordnung ziemlich klar von der polnischen Vorstellung einer

gemeinsamen polnisch-ungarischen Grenze abgerürkt ist. Dr.Hletko,
der Leiter der Slowakischen Liga in. Amerika, hat in seiner Ansprache gesagt: »Ich bitte

Euch, wenn ihr die slowakische Nation uneigennützigliebt, helft ihr! Wir ameri-

kanischen Slowaken, die wir halfen, die Tschecho-slowakische
Republik zu erbauen, wir werden sie nicht zerstören. Wenn ihr die

Slowaken und die Slowakei liebt, h e l ft d i e Tsch e ch o-S l o w a kische Republik
zu verteidi en! Suchen doch die Slowaken dort ihre Freiheit, ihren Frieden und

ihre Geltung. ZBennihr uns liebt, dann zeigt Eure Liebe zu dieser slawischenRepublik,
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die wir amerikanischen Slowaken zu erbauen halfen. Wir amerikanischen Slowaken
fahren in die Tschecho-Slowakei mit dem Pittsburger Vertrag, der der Tschecho-slowa-
kischenRepublik zu ihrer Entstehung verhalf. Wir brin«en ihn jetzt nach der Slowakei,
damit er in diesen Zeiten der Verständigungzwischen lowaken und Tschechen helfe«.

Selbst wenn man annehmen will, daß die slowakischeAbordnung bei der Formulie-
rung ihrer politischen Forderungen mit Rücksichtauf ihre, der tschechischenGewalttätig-
keit ausgesetzten Volksgenossen eine gewisse Zurückhaltungauferlegt hat, kann man nicht
umhin zu bemerken, daß es durchaus fraglich erscheint, ob es der Sinn der slowakischen
Autonomieforderungist, die staatliche Gemeinschaft mit den Tschechengegen die mit einem

anderen, auf breiter Front benachbartem Volk zu vertauschen. Worauf es den Slowaken

ankommt, ist dies: Sie wollen Herren im eigenen Hause sein. Etwas anderes steht auch
nicht im Pittsburger Vertrag, dessen Einhaltung sie von der Prager Regierung verlangen.
Es wäre sicherlicheine Verkennung der politischen Tatsachen, wenn man annehmen wollte»
daß die Errichtung einer gemeinsamen polnisch-ungarischen Grenze eine slowakische
Forderung ist. Von der Slowakischen Volkspartei, der stärkstenpolitischen Gruppe des

Slowakentums, wird diese Lösung jedenfalls nur als die letzte aller bestehenden Möglich-
keiten ins Auge gefaßt, nicht zuletzt deshalb, weil die Slowakische Volkspartei wohl nicht
mit Unrecht befürchtet,daß diese Lösung, die von zwei mit ganz bestimmten Revisions-
bezw. Expansionsgedankenbelasteten Nachbarn betrieben wird, zu einer staatliche n

Aufteilung des slowakischen Volksbodens führt. Von polnischer Seite

werden, was für Deutschland in volkspolitischer Hinsicht besonders interessant ist, in erster
Linie Forderungen in Bezug auf die Zips und das anschließende Kaschauer
Gebiet erhoben. Diese Forderungen werden einmal volkspolitisch »begründet": es

gibt in dieser Gegend einige Polen· Sie werden zweitens historisch ,,begründet«:ein Teil
der Zips hat vom Beginn des 15. Jahrhunderts an Sigismund von Ungarn hat damals

egen 37 000 böhmischeGroschen das Gebiet an olen verpfändet) bis zur Teilung
Bolensunter polnischer Verwaltung gestanden; und sie wird (unausgesprochen) auch
strategisch begründet: der Besitz dieses Gebietes, durch das eine alte Völker-, Handels- und

Heerstraßeführt, sichert Polen den Zugang in das pannonische Tiefland.
Ein Punkt verdient dabei besondere Beachtung: Jn Polen scheint man in der slowa-

kischenFrage guter Hoffnung zu sein. Es deutet manches darauf hin, daß man in Polen
unter der Hand in dieser Frage einem Ziele zustrebt, das mit den ungarischen Plänen in

einem offensichtlichenWiderspruch steht. W e n n m a n sich p o l n i e rse i t s u m

dieslowakische Freundschaft bemüht, so wird dabei, wenn nicht alles

trügt, mit dem Gedanken einer irgendwie gearteten staatlichen Verbindung der Slowakei

(nicht etwa nur der Zips und Kaschaus) mit Polen gespielt. Es läßt schwer
sagen, inwieweit eine solche Hoffnung, die z. B. im »Maly Dziennik«vom 16. April d. J-

in einer Kartenskizzedargestellt worden ist (siehe ,,Ostland«,Nr. 9s1938, Seite 181), be-

gründet erscheint. Es verdient aber immerhin festgehalten zu werden, daß der Führer
der Slowakischen Volkspartei, P f a r r e r H l i n k a , gelegentlichauch mit dem Gedanken

einer solchen Verbindung gespielt hat. So hat Hlinka vor längerer Zeit einmal gesagt:
»Wenn sich Pra Pakte mit den Bolschewisten erlaubt, so werden

wir Slowaken Pakte mit den Polen schließen im Jnteresse des slowaki-
schen Volkes und des Staates. Uns stehen die Polen näher als die Bolschewiken. Prag
wird uns einmal dankbar sein, daß wir Mittler und Brücke zwischenPrag und Warschau
waren.« Und kürzlich,nach der Entgegennahme des Pittsburger Vertrages, hat Hlinka
ausländischen Pressevertretern gegenüber erklärt: »O b u n s E u r o p a zu P o l e n

einteilen oder uns bei der Tschecho-Slowakei belassen wird, ist
uns gleich. Auf jeden Fall müssen unsere Rechte gewahrt bleiben, und die Slowakei

darf nicht geteilt werden« Jn diesen Aeußerungendeutet eine Entwicklung an, von

der man wohl annehmen darf, daß sie in Ungarn Verwunderung und Enttäuschungher-
vorrufen wird. Es wird jedenfalls immer klarer, daß die polnischen Bemühungen in der

slowakischen Frage auf einer ganz anderen Linie verlaufen, als man es in Ungarn
zuerst vorgestellt hat. Polen hat sich aus einem Helfer der ungarischen
Revisionspolitik, als den es zuerst aufgespielt hat, in einen Konkur-
renten der ungarischen Ansprüche verwandelt. Die Freundschaft mit

Polen muß den Madjaren unter solchen Umständen in einem recht zweifelhaften Lichte
erscheinen.

«
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Man würde die polnische Einstellung zur slowakischen Frage nur unvollständig
ergründen,wenn man die Ueberlegungen außer Acht lassen wollte, die die polnische Politik
dabei gegenüber dem D e u t sch e n R e i ch e bewegen. S k U d n i ck i hat in seinem
bereits zitierten Buche gesagt: »Neben dem AnschlußOesterreichsan Deutschland ist die

Beseitigung des tschechischenKorridors und die RückkehrUngarns zu seiner geschichtlichen
polnisch-ungarischenGrenze Voraussetzung zur Bildung des mitteleuropäischenBlockes.-

Ungarn fürchtet den Anschluß, weil dann nicht das schwache Oesterreich,sondern das

starke Deutschland sein Nachbar sein würde. Es würde aber als Gegenleistungfür diese
Nachbarschaft Nordungarn wiedererlangen und zur früheren geschichtlichenpolnisch-
ungarischen Grenze zurückkehren. J n P o l e n k a n n d i e T e i l n ahm e a m mittel-

europäischen Block keine Befürchtungen erwecken, sofern es eine
unmittelbare Grenze mit Ungarn hat . . .« Studnirki, der sich wegen
seines konsequenten Eintretens für eine deutsch-polnischeAnnäherung in Polen eines un-

gemein schlechtenRufes erfreut, hat hier also die Ansicht v e r t r e t e n , daß Pole n

für dieWiedervereinigungOesterreichs mit dem Deutschen Reiche
durch die Herstellung einer gemeinsamen polnisch-ungarischen
Grenze entschädigt und gestärkt werden müsse. Diese Ansicht ist heute
ganz allgemein in Polen verbreitet: Durch den Machtzuwachs, den das Deutsche Reich
durch den Zusammenschlußmit Oesterreich erfahren habe, so wird argumentiert, sei das

,,Gleichgewicht der Kräfte in Europa gestört«; es könne nur dann wiederher estellt
werden, wenn es gelinge, dem deutschen Block einen geschlossenen lock

der ostmitteleuropäischen Staaten entgegenzustellen, der an

keiner Stelle durch antipolnische Tendenzen gestört sei. Jm Sinne

dieser Ueberlegungenhat die polnische Politik unter Ausnutzung einer ungemein günstigen
Situation in der litauischen Frage gehandelt. Und im Sinne dieser Ueberlegungen bei

gegebener Gelegenheitauch in der slowakischen Frage zu handeln, ist die polnische Politik
ohne Zweifel entschlossen.

Die polnische Politik it eindeutig gegen die d erze itig e innere Struktur und den«

d e rze i t i g e n äußerenBestand des tschechischenStaates gerichtet. Es ist aber folgendes
zu überlegen: Jn demselben Augenblik, in dem die polnische Presse gegen den tschechischen
Staat zu Felde zieht, ist sie darum besorgt, sich der späteren Bundes-

gllenossenschaftder Tschechen gegen den gemeinsamen deutschen
a ch b a rn zu v e r g e wisse r n. Es müsse, so heißt es da, unter allen Umständen

verhindert werden, daß die Tschechen dann, wenn sie durch die Aufteilung ihres gegen-
wärtigen Staates zu politischer Ohnmacht verurteilt sein werden, unter deutschen Einfluß
geraten; dann, wenn die Tschechen für Polen ungefährlich sein
werden, müsse man sie in ihrer antideutschen Haltung bestärken;
dann könne die tschechischeUnversöhnlichkeitund der tschechischeHaß gegen Deutschland
sichals ein sehr nRicherFaktor für Polen erweisen. Man wird zugeben müssen,daß die

hier empfohlene ethode, einen Gegner zu n ä ch st durch einen Dritten unschädlich
machen zu lassen und dabei an ihm zu bereichern, und diesen selben Gegner dann

egen denselben Dritten zu hetzen, zwar etwas ungewöhnlichist, aber im vorliegendenFalleimmerhin einigermaßenerfolgversprechend erscheint, — wenn man diese polnischen
Absichtenauf deutscherSeite nicht genügendbeachtet. DUK

Deutsches Handwerk in Polen
Ein Gang durch die polnische Abteilung der Jnternationalen

Handwerksausstellung in Berlin hat seinen besonderen Reiz. Es versteht
sich von selbst, daß von Polen wie von allen anderen Ländern, die an dieser Schau des

handwerklichen Könnens beteiligt sind, nicht Durchschnitts-, sondern Spitzenleistungen aus-

gestellt worden sind, daß man also aus dem, was gezeigt wird, nicht auf das allgemeine
handwerkliche Niveau schließendarf. Gerade das aber macht die polnische Abteilung
der Ausstellung unter dem Gesichtspunkt, unter dem ihr im Folgenden einige Worte der —

Anerkennung gewidmet werden sollen, für einen aufmerksamen Beschauer besonders in-

teressant. Vor allem ein deutscher Beschauer wird mit G e n u g t u u n g f e st st e l l e n ,

wie hoch das handwerkliche Können deutscher Volksangehöriger
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aus Polen von den polnischen Veranstaltern dieser Schau ein-

geschätztworden ist. Die Werke deutscherHandwerker Und Künst-
le r, vor allem der Vergangenheit, g e h ö r e n

,
wie die Tatsache ihrer Aufnahme in die

polnischeAbteilung der Ausstellung beweist, nach dem Urteil der maßgebendenpolnischen
Stellen zu dem cBesten, was an Werken dieser Art in Polen herge-
st e l l t w o r d e n i st , und dem von polnischer Seite vielfach nichts Gleichwertiges zur
Seite gestellt werden kann. Ob die polnischen Veranstalter wirklich die Absicht gehabt
haben, den großen und führenden Anteil des deutschen Elementes am Handwerk in Polen
zur Darstellung zu bringen, oder ob sie etwa gehofft haben, hier unbeobachtet wieder

einmal mit fremden Federn schmückenund peinliche Blößen verdecken zu können, mag

dahingestellt bleiben. Tatsache ist jedenfalls, und davon kann jeder aufmerksame Be-

schauer sehr leicht überzeugen,daß die genannte Abteilung der Aussiellung k e i n e S ch a u

des polnischen Handwerks, sondern eine Schau des Handwerks
i n P o l e n d a r st e l l t. Daß das ein wesentlicher Unterschied ist, begreift jedes Kind.

Schon bei einem flüchtigenGang durch die polnische Abteilung fällt einem die v er-·

hältnismäßig große Zahl der deutschen, teils mehr, teils weniger polo-
nisierten Namen der ausstellenden Werkstätten auf. Jn der Abteilung
Metall sind z. B. vertreten O b e r n a i t - Warschau, L u b e r t - Warschau, H e n n e -

b e r g - Warschau und H e m p e l - Warschau, in der Abteilung Leder u. a. K r a u z e -

Warschau und F u r m a n s k i - Warschau, in der Abteilung Schmuck z. B. S z u l r -

Warschau und K n e d l e r - Warschau, in der Abteilung Glas u. a. S t r o m a e r -

Warschau; und weiter findet man unter den Ausstellern noch Namen wie Fr o ehlich -

Kattowitz, F e i st - Posen, B o r n st ä d t - Warschau, G l i e r - Warschau uam. Gewiß
sind das polnische Firmen, aber es verdient immerhin festgehalten zu werden, daß in diesen
Namen die Erinnerung an jene Zeit fortlebt, in der durch deutsche Handwerker in den

durch die einzigartige Mißwirtschaft des polnischen Adels zugrundegerichteten Städten

der Grund zu einem neuen Bürgertum gelegt worden ist. Ein aus Deutschland eingewan-
derter Vorfahr desselben G l i e r , dessen Musikinstrumente in der polnischen Abteilung
ausgestellt worden sind, hat vor etwa 150 Jahren zu den ersten Blasinstrumentenherstel-
lern Warschaus gehört. Auch die Gebrüder H en n eb erg, die in der polnischen Ab-

teilung mit kunstvollen Metallarbeiten vertreten sind, können die handwerkliche Tätigkeit
ihrer aus Deutschland stammenden Sippe in Warschau bis in den Ausgang des 18. Jahr-
hunderts zurückverfolgen.Und der H e m p e l

, der die Erzeugnisse seiner Werkstätten
in der polnischen Abteilung ausgestellt hat, kann darauf hinweisen, daß sein Name
in Warschau schon vor anderthalb Jahrhunderten, als sein aus Deutschland zugewander-
ter Vorfahr dort seine kunstvollen Silbergeräte herstellte, eines guten Klanges erfreut hat«
Mit diesen Beispielen mag es genug sein. Sie veranschaulichen d i e so r t w i r k e n d e

Kraft des in früheren Jahrhunderten nach Polen eingewander-
ten deutschen Handwerkertums in geradezu verblüffender Weise.

Jedermann weiß, daß der Altar in der Marienkirche zu Krakau, den
der Nürnberger Meister Veit Stoß geschaffen hat, das gewaltigste und

schönste Kunstwerk ist, das Polen besitzt. Das Werk dieses deutschen Meisters
bildet die Krone alles handwerklichen und künstlerischenSchaffens in Polen. Das haben
auch die Organisatoren der polnischen Abteilung der Handwerksausstellung erkannt. An

zwei Stellen sind Photos des Krakauer Marienaltars ausgestellt worden. eine Ansicht
des Altars ist auch in einer aus Anlaß der Ausstellung von polnischer Seite herausgege-
benen deutschsprachigen Propagandabroschüreenthalten, und in einer Vitrine hat man

neben anderen ledergebundenen Büchern, die Zeugnis für die Buchbinderkunst in Polen
ablegen sollen, auch ein Buch mit dem Titel ,,Wit Stwosz« untergebracht. Wenn
die polnischen Aussteller dabei statt des richtig e n deutschen Namens des Meisters, der
im 15. Jahrhundert gelebt hat, einer unverständlichenS ch r e i b w e i s e d e s N a m e n s

bedienen, so" läßt das bei ihnen allerdings in verschiedener Hinsicht e i n e n b e d a· u e r -

l ich e n M a n g e l a n B i l d u n g erkennen. Denn erstens kann es ihnen nicht unbe-
kannt gewesen sein, daß die von ihnen angewandte Schreibweise ,,Wit Stwosz« das

Phantasieprodukt eines gewissen Ambrosius Grabowski darstellt, der diese Schreibweise
um die INitte des vorigen Jahrhunderts, also mehrere Jahrhunderte nach dem Tode des

Künstlers, erstmalig in einem von ihm verfaßten Führer durch Krakau angewandt hat;
und zweitens stellt dieser Versuch, durch die polnische Namenstarnungdie wirkliche Volks-

zugehörigkeitdes Veit Stoß zu verschleiern, von neuem unter Beweis, daß die Polen
mit den Grundregeln der internationalen Höflichkeit, die unter
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kultivierten Völkern gerade bei einer internationalen Ausstellung niemals außer Acht ge-
lassen werden, auf dem Kriegsfuße stehen, — was bei dem noch geringen Selbst-
vertrauen der Polen, die alle irgendwie noch an den seelischen Verkrampfungen der Un-

freiheit leiden, ja auch nicht weiter verwunderlich Nach der peinlichen Panne, die die

Polen bei der Weltausstellung in Paris mit Nikolaus Coppernirus erlitten haben, den sie
dort der erheiterten Welt als einen ihrer polnischen Geistesheroen vorzustellen versuchten,
muß das Unterfangen, mit der Legende vom angeblichen Polentum des Veit Stoß in der

Hauptstadt des Deutschen Reiches aufzukreuzen, als ebenso unverschämt wie unklug
bezeichnet werden. Denn es versteht sich von selbst, daß durch ein solches Verhalten die

Frage aufgeworfen wird, ob es in Zukunft noch tragbar ist, die Polen an inter-

nationalen Veranstaltungen teilnehmen zu lassen, da man es den jeweiligen Gastgebern
schwerlich zumuten kann, durch die arrogante Aufdringlichkeit der polnischen Propa-
ganda noch weiterhin provozieren zu lassen. Es ist immer gefährlich,sich nachsagen lassen
zu müssen,daß man nicht zu benehmen versteht-

Wenn man will, kann man in der polnischen Abteilung eine deutschsprachigeP r o p a -

gandabroschüre »Das Handwerk in Polen« mitnehmen. Sie wird einem

von einem freundlichen jungen Mann gern überreicht. Es ist auch ungemein amüsant,
sich von diesem jungen Mann einige Erklärungen zu den einzelnen, irgendwie mit dem

deutschen Handwerk in Polen zusammenhängendenAusstellungsgegenständengeben zu
lassen. Man kann dabei am lebenden Objekt erheiternde Studien über die Pfyrhologie
der polnischen Propaganda betreiben. Man muß nur so tun, als ob man ihm glaubte.
Sonst wird er leicht bockig, und man kommt um ein ebenso kurzweiliges wie interessantes
Vergnügen. Was die genannte Broschüre anlangt, so hat d i e IN i s ch u n g v o n kin d-

licher Legendengläubigkeit, unfreiwilliger Komik und Speku-
lation auf die Dummheit der Mitmenschen, die in ihr zum

Ausdruck

kommt, geradezu etwas Rührendes an Man braucht nur ihre ersten ätze zu lesen:
»Schon im prähistorischenPolen war das Handwerk als Beruf auf gleicher Stufe mit

dem Ackerbau, denn der Stellmacher Piast wurde, wie die Ueberlieferung sagt, ,vom
Volke zum Fürsten gewählt« und wurde der Begründer einer Königsdynastie,die vier

Jahrhunderte hindurch die Herrschaft in Polen führte.« Jn diesem Stil geht es fort.
Der Gedanke, daß es Menschen geben soll, die ein Spinnstubenmärchennicht von einer

Geschichtsdarstellungzu unterscheiden vermögen, ist deprimierend. Darüber, daß das

Städtewesenin Polen eine ausgesprochen deutsche Kulturschöpfung gewesen ist, dar--

über, daß die Jnnungen und Zünfte in Polen durch Jahrhunderte hindurch vorwiegend
Gemeinschaftendeutscher Handwerker gewesen sind, in die nur aufgenommen werden

konnte, wer ehrlicher und deutscher Abstammung war, und darüber, daß der Niedergang
des Städtewesens und der Handwerkskunst im alten Polen eine Folge der Vernichtung
des mittelalterlichen Deutschtums gewesen ist, findet in dieser Broschüre natürlich kein

Wort. Es ist kaum anzunehmen, daß der Verfasser das alles nicht gewußt haben soll.
Da man es auf polnischer Seite vorgezogen hat, über diese Dinge-zu schweigen, ist es

umso notwendiger, daß man auf deutscher Seite darüber spricht. Daran, daß die Art,
in der von deutscher Seite diese Dinge behandelt werden müssen, für die polnische Seite

nicht besonders angenehm ist, tragen die Leute die Schuld, die naiv genug gewefen sind, zu
glauben, daß man auf deutscher Seite jede Provokation und jede Unverschämtheitohne
Widerspruch hinnehmen werde. Die Vertretungen einiger Länder haben, ebenso wie die

Vertretung Polens, in ihren Ausstellungskojen das deutsche Handwerk ihrer Länder ge-

zeigt; aber sie sind fair genug gewesen, die ausgestellten Gegenständeals Erzeugnisse des

handwerklichen Könnens der deutschen Volksgruppen ihrer Länder erkennen zu lassen.
Eine solch faire Gesinnung haben die Polen nicht aufzubringen vermocht; man hat in

Deutschland auch gar nichts anderes erwartet. Gerade das aber zwingt, im Zusammen-
hang mit dieser Ausstellung in aller Oeffentlichkeit über die deutschen Kulturleistungen
in Polen zu sprechen. Es sei da an ein Wort des franztzsischenSchriftstellers Pierre
Valmigåre erinnert, der in seinem Buche -,Ek demam« einmal folgende Bemerkung
gemacht hat: »Wir wundern uns in Frankreich, daß der Deutsche von seiner Kultur

spricht. Wir reden nie von der unsrigen und sind nicht eitel darauf. Das kommt daher,
daß unfere Nachbarn, die Engländer, Belgier, Deutschen, Schweizer, Jtaliener und Spa-
nier, ungefähr dieselben sind wie wir, nur mit kleinen Unterschieden(im Kulturniveau).
Bei Deutschland ist das anders. Westlich von ihm herrscht die Zivilisation, östlichvon

ihm aber die Barbarei. Seit 10 Jahrhunderten versucht Deutschland, dort zu koloni-

sieren, diese Barbarei zu zügeln; aber mit wenigen Ausnahmen bleibt sie die gleiche, un-

durchdringlich und drohend.« Dr. K.
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Chaos im politischen Presserecht
Neunzehn Jahre staatlicher Selbständigkeit haben es noch nicht vermocht, in Polen

eine einheitliche Pressegesetzgebungzu schaffen oder wenigstens die geltenden Pressebestim-
mungen zu vereinheitlichen. Nur vorübergehend,und zwar in der kurzen Zeitspanne von

1927 bis 1930, gab es so etwas wie ein einheitliches Presserecht, das durch ein

Dekret des polnischen Staatspräsidenten für ganzPolen in Geltung gesetzt wurde. Es

fand jedoch nicht die Billigung der gesetzgebenden ammern und wurde nach langwieri en

Kämpfen zwischen Ne ierung und Opposition wieder aufgehoben. Dadurch trat der-Zu-
stand wieder ein, der strüherbestanden hatte, und der in der Weise kennzeichnen läßt,
daß in den einzelnen Teilgebieten die verschiedenen vorkriegs-

zkeitlichenPressevorschriften Deutschlands, Oesterreichs und

ußlands, hier und da ergänzt durch einige polnische Bestim-
m u n g e n

, in K r a ft sind. Das Ganze stellt ein Chaos dar, durch das hindurchzufin-
den dem gewandtesten Juristen größte Schwierigkeiten bereitet und für den Nichtjuristen
ein undurchdringlicher Dschungel bedeutet·

Das Presserecht ist übrigens nicht das einzige nicht vereinheitlichte Nechtsgebiet in

Polen. Bis zum heutigen Tage sind die Vorschriften des Familienrechts und des ding-
lichen Rechtes noch nicht kodifiziert. Aber in diesen Fällen hat die Verzögerung der

Unifizierung eine gewisse Be ründung1). Die Vorschriften des Presserechts sind indessen
Vorschriften des öffentlichenZiechts,sie setzen aus S t r a f - u n d V e r w a l t u n g s-

be stimm u nge n zusammen. Hier stellt die mangelnde Einheitlichkeit als ein

viel größeres Uebel dar als im Zivilrecht. Die fehlende Vereinheitlichung auf dem Ge-
biete des Strafrechts hat praktisch zur Folge, daß ein und dieselbe Sache in einem Teil

Polens gestattet, im anderen verboten, in einem Teilgebiet eine strafbare Handlung, im

anderen eine durchaus legitime Angelegenheit ist. Die Rechtsunsicherheit im Staat wird

dadurch noch vergrößert, wenn —- wie im Falle der am i. April 1938 durchgeführten
Aenderung der Verwaltungsgrenzen einiger Wojewodschaften — so g a r in e i n u n d

derselben Verwaltungseinheit, wie beispielsweise in der durch einige kon-

greßpolnische,also früher russische Kreise, erweiterten Wojewodschaft Posen, von ein-

ander abweichende Strafrechtsvorschriften bestehen.
Es kommt noch hinzu, daß die in den einzelnen Teilgebieten geltenden Vorschriften

in starkem Maße ve raltet sind und den heutigen Bedingungen in keiner Weise mehr
gerecht werden. So stammen die im Bereich des früheren Galizien und heutigen Klein-

polen gelegenen österreichischen Pressebestimmungen aus den Jahren
1 8 6 2 u n d 1 8 6 8 ; ihre letzte Novellisierung erfolgte im Jahre 1894. D a s d e u t -

sch e P r e sse r e ch t , das noch in den ehemals preußischenGebietsteilen in Geltung ist,
st a m m t a u s d e m J a h r e 1 8 7 4. Etwas ,,neuer" sind die strafrechtlichen Bestim-
mungen, die im ehemals russischen Tseilgebiet verpflichten; sie beruhen auf
dem D e k r e t v v m 7. F e b r u a r- 1 9 1 9 betr. die vorläufigen Pressevorschriften, die

teilweise auf den Bestimmungen des russischen Strafgesetzbuches vom Jahre 1903 auf-
gebaut sind.

Praktisch sieht heute eine im amtlichen ,,Monitor Polski« (Nr. 123 vom Zi. Mai 1938)
erscheinende Bekanntmachung des für Presseangelegenheiten zuständigen polnischen
Nessorts unter Anziehung der Nechtsgrundlagen folgendermaßenaus:

»Das Ministerium für innere Angele enheiten hat der Zeitschrift »Der Deutsche im Osten«,
herausgegeben in deutscher Sprache in Danzigauf Grund des Artikels 33 des Dekrets vom

7. Februar 1919 betreffend die vorläufigen Pressevorschriften (PreußischerStaatsanzeiger Nr. 44,
Position 186), § 26 des Pressegesetzes vom 17. Dezember 1862 (PreußisrherStaatsanzeiger Nr. 6

ex 1863) sowie § 14 des Pressegesetzes vom 7. Mai 1874 (Neichsgesetzblatt Nr. 16, Seite 65) in
der Fassung des Artikels 8 der Verordnung des Staatspräsidenten vom 28. Dezember 1934 (Gesetz-
blatt der Republik Polen, Nr.110, Position 976) das Postdebit entzogen und ihre Verbreitung
verboten, weil die Druckschrift in ihrem Jnhalt Anzeichen von Vergehen, die ins Strafkodex vor-

gesehen sind, aufweist.«
«

? Die Bereinheitlichung des Familienrechts stößt auf große Schwierigkeiten wegen der geplanten Reform
des ·herechtes,die ein«einschneidendcsProblem darstellt und sowohl aus reli iösen als auch aus politischen
Rucksichtenseer schwierig zu lösen ist. Die Vereinheitlichung des dinglichen Fiechtswiederum konnte bisher
nicht verwirklicht werden, weil sie eine Unifizierung des Systems der Grundbücher voraussetzt — eine kostspielige
Angelegenheit, die zudem langwierige Vorarbeiten erforderlich macht.
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»

Die seinerzeit als »vorläufig« bezeichneten Pressevorschriftensind trotz Mehchchek AU-

kundigungenvon einem endgültigen polnischen Pressegesetzhigher nicht abgelöst worden.
Dabei hat die polnische Gesetzgebungsmaschine keineswegsträge gearbeitet. Zahlreiche
neue Gesetzesind geschaffen und sogar eine einschneidendeVersassungsänderungist durch-
geführtworden, aber die vorläufigen Pressebestimmungensind — getreu dem alten Sprich-
wort, daß nichts so dauerhaft ist wie ein Provisorium — bis auf den heutigen Tag be-

lassen worden. Die Rechtsvorschriften, die das neue polnische Strafgesetzbuch vom

M. Juli 1932 einführte, fußen noch auf den Pressevorschrifkendes kussischen Strafkodex
von 1903 und weisen nur wenige Neuerungen auf.

Die Dringlichkeit einer baldigen Vereinheitlirhung der

Pressebestimmungen wurde Von polnischek Seite schon wieder-
holt vorg eb ra ch t. Zuletzt ist Anfang 1938 durch die polnische Presse eine Mel-

dung gegangen, derzufolge die Regierung Vorarbeiten für ein neues Pressegesetz auf-
genommen habe, und wonach beabsichtigt sei, den diesbezüglichenNegierungsentwurf auf
einer der nächstenSessionen der gesetzgebendenKammern zur Beratung zu stellen. Seit-
dem ist es wieder still um dieses Gesetzesprojektgeworden. Das bedeutet indessen nicht,
daß es keine Pressekonflikte in Polen gibt, die die Einführungeines neuzeitlichen Presse-
kechts so dringlich erscheinen ließen. Die immer häufiger werdenden Maß--
regelungen vonZeitungen lassen vielmehr darauf schließen, daß
das Verhältnis zwischen den Organen, die die Aufsicht über die

Presse ausüben und der Presse selbst, sich eher verschäkft·
Jn der Frage der örtlichen Zuständigkeit der Gerichte herrscht in der

Gesetzgebungder drei ehemaligen Teilgebiete Polens eine weitgehende Verschiedenheit
Gemäß den geltenden ö st er r eichisch en Vorschriften wird als Ort des Presse-per-
gehens stets der Ort, in welchem das Erzeugnis gedruckt ist, angesehen, sofern er bekannt
und im Jnlande gelegen ist 486 der österreichischenStrafprozeßordnung vom Jahre
1883), nach deutschem Recht der Ort, in dessen Gerichtsbezirk die Druckschrift er-

scheint und, wenn es sich um eine Privatklage wegen Beleidigung handelt, kann der Kläger
«

die Zeitung auch an seinem Wohnort verklagen. Was schließlichdas ehemals r u ssisch e·

Teilgebiet anlangt, so fehlt es dort an genauen Vorschriften über die Zuständigkeitder

Gerichte. Infolgedessenentscheidet in der Regel der Ort, an welchem das Pressevergehen
begangen worden ist, und zwar gemäßden allgemeinen Vorschriften des polnischen Straf-
gesetzbuches,das jedoch bei Pressevergehen in seiner Anwendbarkeit zweifelhaft sein kann.

Hierzu ist noch zu bemerken, daß die Entscheidungder Frage, ob die Bestimmungen der

vorkriegszeitlichenPressegesetze hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeitals verbindlich an-

zuerkennen sind, erst durch ständige Rechtssprechungder Strafkammer des Obersten
Gerichts in Warschau vom i. April 1930 erfolgt ist. Denn im Augenblick des Inkraft-
tretens des neuen polnischen Strafgesetzbuches galten noch die Bestimmungen des wieder

aufgehobenen Pressedekrets. Infolgedessen entstanden Zweifel, ob nachAußerkraftsetzung
des Dekrets alle oder nur ein Teil der vorher aufgehobenen Pressevorschriften wiederum

Geltung erlangen sollten» Die Entscheidung des Obersten Gerichts in dieser Frage ging
dahin, daß die Vorschriften der neuen Strafgesetzgebung verbindlich sind und die früheren
Vorschriften nur Platz greifen, wenn es sich um Fälle handelt, die durch das neue Straf-
recht nicht normiert sind.

Stark unterschiedlich sind ebenfalls Vorschriften über amt-

liche Berichtigungen Jm ehemals russischen Teilgebiet werden sie wie

Gerichtsurteile behandelt; sie müssen ohne Kommentar im gleichen Teil des Blattes auf-
genommen werden, wo sich der inkriminierende Artikel oder die Falschmeldungbefunden
hat. Allerdings fehlt jegliche Vorschrift darüber, welchenBedingungen die amtliche
Berichtigung zu entsprechen hat. Es besteht zwar ein Erlaß des polnischenJnnenministers
vom 13. Juni 1919, der besagt, daß eine Polemik bei amtlichen Berichtigungen zu unter-

lassen ist und daß über klare Feststellungen oder den Widerruf von Meldungen, die mit

der Wahrheit im Widerspruch stehen, nicht hinauszugehen ist. Aber dieser Erlaß ist
keine Rechtsvorschriftallgemein verbindlicher Art und bietet nicht die Möglichkeit,unter

Berufung auf den erwähnten Erlaß anders gehaltene Dementis oder Richtigstellungen
abzulehnen, denn die Vorschriften des Artikels 306 des russischen Strafgesetzbuches sind
sehr drakonisch (Geldstrafe von 50 Zloty für jede Zeitungsnummer seit Uebersendung der

Berichtigung und nach drei Monaten sogar Schließung des Zeitungsverlages), so daß
selten eine Zeitung die Ablehnung einer amtlichen Berichtigung riskieren wird. Jm ehe-
mals p r e u ß i s ch e n Teilgebiet Polens wiederum kann nach § 11 und § 19 des deutschen
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Pressegesetzesdie Annahme einer Berichtigung abgelehnt werden, wenn sie nicht auf
sachliche Angaben beschränkt,und erst ein Gerichtsurteil entscheidet, ob die Berichtigung
abgedruckt werden muß oder nicht.

Die obigen Ausführungen,die nach verschiedenen Richtungen hin noch ergänzen
ließen,zeigen hinreichend die unsicheren Rechtsverhältnisseauf dem Gebiete des Presse-
wesens in Polen. Es sei hier nur noch auf das Kapitel der B e s ch l a g n a h in u n g e n

eingegangen, von denen die Presse der fremden Volksgruppen in

Polen bekannterweise am stärksten betroffen wird. Alle Konfis-
kationen von Zeitungen und Zeitschriften bedürfen einer Bestätigung durch Gerichts-
beschluß. Ein freisprechender Beschluß dagegen gibt dem betroffenen Zeitungsorgan nur

eine moralische Genugtuung, denn selbst die unbegründetsteund willkürlichsteKonfiskation
sieht eine Entschädigungnicht vor. Jm ehemals österreichischenTeilgebiet verpflichtete
die Vorschrift des § 491 der österreichischenStrafprozeßordnung,auf Grund welcher im

Falle der Aufhebung der Beschlagnahme der Geschädigteim gerichtlichen Verfahren vom

Staate eine Entschädigungfür die durch die Konfiskation erlittenen Schäden verlangen
konnte. Die polnischen Vorschriften sehen eine ähnliche Entschädigungnicht vor. Die

Beschlagnahme ist aber nicht nur eine moralische, sondern eine sehr empfindliche, materielle

Schädigung insbesondere, wenn sie sich häufig wiederholt. D i e m a n g e l n d e V e r -

antwortlichkeit für ungerechtfertigte Konfiskationen kann

jedenfalls dazu führen, daß ein Blatt durch systematische Maß-
regelungen dieser Art zur Schließung gezwungen werden kann,
ohne daß die gerichtliche Aufhebung der Beschlagnahmungen, die in der Regel erst nach
Wochen zu erwarten ist, an dieser Tatsache noch etwas ändern kann.

Jn einem Staat, in welchem Zeitungsbeschlagnahmungen an der Tagesordnung sind,
wird es nicht nur von der Minderheit-ab sondern auch von der Staatspresse sehr nach-
teilig empfunden, wenn sie vor willkürlichen und unbegründetenBeschlagnahmungen un-

geschütztist. Daher ist die Presse in Polen in der wichtigen Forderung einig, daß in

kürzesterZeit ein neues einheitliches Pressegesetz im Lande geschaffen werden muß, das

zwar ohne Ausnahmen Pressevergehen und Mißbräuche des gedruckten Worts unnach-
sichtig ahndet, das aber gleichzeitig auch eine materielle Verantwortlichkeit der zuständigen
Aufsichtsorgane und des Staates für ungerechtfertigte und willkürliche Maßregelungen
vorsieht.

13 Thesen zur Judensrage in Polen
Jn der zweiten Hälfte des IRai tagte in Warschau der O b e r st e R at d e s

»Lagers der nationalen Einigung«. Auf dieser Tagung wurde u.a. eine

aus 13 Thesen bestehende Entschließung zur Judenfrage gefaßt.
Ein merkwürdiganmutender Umstand muß vorausgeschickt werden: Die Nationalitäten-

kommission des Obersten Rates, in der die Entschließungzur Judenfrage ausgearbeitet
wurde, stand unter dem Vorsitz eines Juden, des Journalisten Tadeusz
K a t elb a ch ,- der nach seiner Abberufung aus Kauen, wo er einige Jahre als

Korrespondent der »Gazeta Polska« tätig war, vor kurzem in den Obersten Rat gewählt
wurde. Die Erklärung es Lagers der nationalen Einigung wurde von der polnischen
Oeffentlichkeit mit großer Spannung erwartet und das um so mehr, als das immer

eindeutiger zu einer offiziellen Negierungspartei entwickelnde Lager in diesem Falle zum

ersten JNale Gelegenheit nahm, seine in der Deklaration des Ob ersten Koc
vom 2 i. F e b r u a r 1 9 3 71) nur angedeutete Einstellung zur Judenfrage zu präzisieren.

Bemerkenswert ist zunächst,daß die 43 Thesen es bei aller Betonung der Fremdheit
zwischen Polentum und Judentum vermeiden, die Unüberbrückbarkeit des rassischen
Gegensatzes zu erwähnen. Jn diesem Punkte verleugnen auch die Thesen nicht, daß der

I) Der fragliche Passus der Deklaration (siehe ,,Ostland« Nr. 5s«1937,Seite 89X90) hatte gelautet: «Bezüglich
der jüdischen Bevölkerung ist unser Standpunkt folgender: Wir

schaken
Niveau und Inhalt unseres lulturellen

Lebens sowie die Ruhe und Ordnung, ohne die sich kein Staat er alten kann, zu hoch, um Akte der Willkur
und brutale judenfeindliche Reaktionen gutheißen zu können, die die Wurde»unddas Ansehen des Volkes verletzen
Begreiflich ist aber der Instinkt des kulturellen Selbstschutzes und naturlich ist das Streben der polnischen
Bevölkerung nach wirtschaftlicher Selbständigkeit-«
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Antisemitismus in Polen einer wirtschaftlich-sozialen Wurzel entspringt. Der von der

Gesetzgebung des Deutschen Reiches gemachte Unterschied zwischen fremder V o l k s -

g r u p p e und r a s s i s ch e m Fremdkörper ist den Thesen noch fremd. Das geht schon
aus den beiden ersten Thesen hervor:

»1. Das oberste Ziel Und die Richtlinie bei der Lösung der Judenfrage ist für das Lager der
nationalen Einigung die Kraft und Größe Polens. Der Ausgangspunkt für die Beurteilung der
Rolle der Juden als eines politischen Faktors in unserem Staat ist die Zu gehörigkeit der
Juden zu einer außerstaatlichen, allgemein-jüdischen Gruppe, welche
besondere nationale Ziele hat.«

,,2. Jnsolge der Besonderheit ihrer politischen B e st r e b u n g e n
,

wie auch infolge ihrer
Zahl sowie des bedeutenden Einflusses auf viele Gebiete des sozial-nationalen Lebens sind
die Juden, beim jetzigen Stand der Dinge, ein Faktor, welcher die normale Ent-

wicklung der polnischen nationalen und staatlichen Kräfte schwächt
und der sozialen Eoolution, welche gegenwärtig in Polen vor sich geht, hinderlich ist.«

·

Die dritte These-wendet gegen die rechtsradikalen Kreise, für die die Judenfrage
bisher immer noch einen ihrer zugkräftigstenAgitationspunkte gegen die Regierung und
das Lager der nationalen Einigung bildet, die bei diesen Kreisen nach wie vor im Verdacht
einer juden- und freimaurerfreundlichen Gesinnung stehen, was in mancher Beziehung
nicht ganz abwegig ist:

»Z. Die Judenfrage ist ein bedeutsames Problem der Politik Polens und verlangt eine

planmäßige Lösung durch die staatlichen und sozialen Faktoren. Aktionen

demagogischenund anarchischen Charakters wirken bei der Lösung dieser Frage störend,wobei sie die

öffentlicheRuhe und Sicherheit bedrohen. Die Judensrage hat man zu lösen, nicht aber zu
einem Instrument der parteipolitisrhen Kämpfe zu machen·«

Als das einzig wirksame und die Frage wirklich lösende JNittel wird vorn ,,Lager
der nationalen Einigung" die weitgehende Verringerung der Zahl der in Polen lebenden«
Juden bezeichnet. Von diesem Gesichtspunkt aus ist bereits auch die Regierung in mehr-
fachen Aktionen auf internationalem Gebiet an diese Frage herangetreten. Die-polnische
Regierung hat schon mehrfach ihr Interesse am Ausbau der jüdischen»Heimstätte«in

Palästina bekundet und ist in diesem Sinne wohl auch schon in London vorstellig geworden.
Von diesem Gesichtspunkt aus hat sie auch mit dem Quai d-Orsai' in Verbindung
gesetzt, um neue Kolonisationsmöglichkeitenauf Madagaskar zu erschließe-nJRit dieser
Frage befassen die drei folgenden Thesen:

--4. Die Lösung der Judenfrage in Polen kann oor allem durch die

ausgiebigste Verminderung der Zahl der Juden im polnischeu Staat
e r r e i ch t w erd e n. Die unter den Juden bestehenden Tendenzen zur Emigration sollen aus

obigen Gründen die weitestgehende Unterstützungseitens der staatlichen Behördenfinden."
,,5. Jndem wir uns wohlwollend zur Jdee des Ausbaus eines jüdischenStaates in Palästina

verhalten, stellen wir gleichzeitig fest, daß dies-es Land als Hauptrirhtnng der jüdischenEmigration
anzuerkennen ist.« ,

»6. Jn Ansehung der beschränktenINöglichkeitender Emigration nach Palästina müssen die

in Polen lebenden Juden die Zusicherung auch anderer Emigrationsgebiete
erhalten. Aus diesem Grunde muß man nach einer Lösung des jüdischen Emigrations-
problems auf dem TBege der internationalen Zusammenarbeit streben.«

Während also nach Auffassung des ,,Lagers der nationalen Einigung",wieauch der

polnischen Regierung die INassenauswanderung der Juden aus Polen nur in Zusammen-
arbeit mit anderen Staaten, vor allem mit den über geeignete Niederlassungsgebiete
verfägendenStaaten, (und auch nur mit internationaler Finanzhilfe) zu erreichen ist,
werden in den folgenden Thesen die innerstaatlichen Mittel erörtert, die den polnischen
Negierungskreisengeeignet erscheinen, sdie Abwanderungsneigung der in Polen wohnenden
Juden zu fördern. Das erdrückende Uebergewicht, das die Juden im Wirtschaftsleben der

Städte Mittel-, Ost- und Sädpolens besitzen, ist hinreichend bekannt, um die Forderung
nach einer Polonisierungdieser Städte als berechtigt gelten zu lassen. Die Ueberbesetzung
der handwerklichen Berufe mit Juden stellt in diesen Städten der Bildung eines

gesunden und lebensfähigenpolnischen Handwerkerstandes als ein Hindernis entgegen-
das ohne eine straff organisierte Selbsthilfe und ohne ein tatkräftiges Eingreifen der

staatlichen Faktoren nicht zu überwinden ist. Die jiidische Ueberfremdung zahlreicher
freier Berufe, des Nechtsanwaltsstandes, der Aerzteschaft usw., hat Ausmaße ange-
nommen, die in manchen Gegenden einer INonopolstellung der Juden in diesen groß-
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bürgerlichenund kulturell tragenden Berufen gleichkommen. Mit diesen und verwandten

Fragen befassen die folgenden Thesen:
»7. Die wirtschaftliche Verselbständigung der polnischen ländlichen

u n d st ä d t i s ch e n B e o ö l k e r u n g ist eine der dringendsten Aufgaben, welche vor der polni-
schen Nation und dem polnischen Staate stehen. Die angestrengte wirtschaftlich-soziale Wirksamkeit
der ganzen polnischen Nation muß den Charakter einer positiven und planmäßigen Entwicklung der

polnischen wirtschaftlichen Kräfte sowie eines zielgerechten Umbaus der Gesamtheit des sozial-
wirtschaftlichen Lebens Polens haben. Die Verwirklichung dieser Bestrebungen muß zur Ver-

minderung des Anteils der Juden an unserem Wirtschaftsleben führen.«

»8. Der gegenwärtige hohe Anteil der Juden an manchen Berufen muß der Verminderung
unterliegen. Diese kann erreicht werden durch allgemeine Rechtsoorschriften, welche
die Möglichkeit der Auslese vom Gesichtspunkt des staatlichen Inter-

esses geben. Zur Erreichung dieses Zieles ist ebenfalls die weitestgehende Zugänglichmachung
des beruflichen und höheren Schulwesens für alle sozialen Schichten der polnischen Jugend
unentbehrlich.«

,,9. Die Stätten des polnischen kulturellen und sozialen Lebens müssen die volle Unab-

hängigkeit von jüdischen Einflüssen bewahren, die sich u.a. aus der jetzigen
wirtschaftlichen Position der Juden ergeben. Dieses Problem ist um so lebenswichtiger, als die

Juden infolge ihrer Anhäufung in den Städten in eine Reihe von solchen Gebieten, wie z.B.
die Presse und das Buchwesen, das Theater, die Musik, die Kunst,
so w i e d a s K i n o un d d a s R a d i o

,
die eine entscheidendeBedeutung für das Kulturleben

besitzen, eingedrungen sind·«

,,10. Jm Bereich des Schulwesens müssen die obersten Bildungsbehörden in der Juden-

frage eine planmäßige und einheitliche, diese Frage in den verschiedenen Schulgattungen und -typs
regelnde Politik führen. Es ist ungehörig, es den einzelnen Lehranstalten oder gar den Fakultäten
oder Professoren zu überlassen, die jüdischenAngelegenheiten in den Lehranstalten auf eigene Faust
zu regeln. Es ist unzulässig, daß Angelegenheiten, die zu den grundlegenden Berechtigungen der

Schulbehörden gehören, Gegenstand der unmittelbaren Einflußnahme der Jugend bilden sollen.«

Hier wird also noch einmal das ausschließlicheRecht der staatlichen Behörden auf die

planmäßige Behandlung der Judenfrage gefordert. Die Sätze sind gegen die rechts-
radikalen Studenten gerichtet die während der letzten Jahre durch ihr eigenmächtiges
Vorgehen gegen die jüdischenStudenten und Professoren schwere Zusammenstößemit den

Sicherheitsorganen des Staates hervorgerufen haben. Sie richten sich aber auch gegen
diejenigen Mitglieder der akademischen Lehrkörper, die, z.B. in der Frage der Ghetto-
bänke, auf eigene Faust Sonderregelungen für die jüdischenStudenten an den Hochschulen
eingeführt haben. Eine bemerkenswerte und in der vorliegenden Fassung recht dehnbare
Auslegung des regierungsamtlichen Antisemitismus ist in der elften These enthalten:

»i. Die nationale Assimilation der Judenist weder das Ziel noch die

Aufgabe der polnischen Nationalitätenpolitik· Doch gehören Einzel-
personen jüdischer Abkunft, die durch ihr Leben sowie durch den für
die polnische Nation festgestelltermaßen geleisteten Dienst erwiesen
haben, daß sie Polen sind,. dadurch zur polnischen nationalen Ge-

meinschaft.«
.

,,12. Das Lager der nationalen Einigung, das Willkürakte gegenüber den Juden verurteilt und

bei Wahrung der Ruhe unter der polnischen Bevölkerung eine Lösung des jüdischen Problems
erstrebt, verlangt die Beobachtung einer unbedingt loyalen Haltung gegen-
über den Bedürfnissen des polnischen Staates und der polnischen
Nation seitens der jüdischen Massen und Führer.Die internationale Ver-

bindung der einzelnen jüdisrhenGruppen in den verschiedenen Staaten kann in keinem Fall straflos
dazu ausgenutzt werden, in irgendeiner Weise den Angelegenheiten und den Jnteressen des Staates

zu schaden«

,,13. Bei der Lösung der jüdischen Frage fällt eine positive Rolle der jungen
p o l n i s ch e n G e n e r a t i o n zu. Diese Rolle besteht in der ausdauernden und gründlichenVor-

bereitung zur stufenweisen Besetzung der grundlegenden Stätten des sozialen, wirtschaftlichen und

kulturellen Lebens, sowie zur Uebernahme der schöpferisrhen,auf tiefem Verantwortungsbewußtsein
fußenden Jnitiative.«

Jn diesen 13 Thesen ist nichts enthalten, was nicht von dieser oder jener Stelle des

Lagers der nationalen Einigung oder der Regierung schon einmal gesagt oder verlangt
worden ist. Ueber die Notwendigkeit des in den Thesen Gesagten gibt es bei allen
Stellen eigentlich schon lange keine Nkeinungsverschiedenheiten mehr. Einigkeit besteht
jedoch dann nicht, wenn es um die praktische Verwirklichung handelt. Und zu dieser
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Seite des Problems wissen auch die 13 Thesen nichts Wesentliches beizutragen. Sie
bleiben jedochinsofern bemerkenswert, als in ihnen zum ersten INal das jüdischeProblem
lager- bzw»kegjekunggamtlichwenigstens grundsätzlichklargestellt worden ist. Es bleibt
dabei aber zum mindesten merkwürdig, daß an der Formulierung der Thesen, die

dochgegen die Juden richten- ein Jude als Vorsitzender des Nationalitätenausschusses
mABgebend mitgewirkt hak-

Neuer politischer Fischer-eiskaer
AnfangMai ist ein neuer polnischer Fischereihafen eingeweiht und seiner Be-

stimmungübergebenworden. Der Hafen liegt bei G r o ß e n d o r f , an der Wurzel der

Halbinsel Heh, Er ist dazu bestimmt, als Schutzhafen der im westlichen Teil der Ostsee
sich aufhaltenden polnischen Hochseefischereiflotte zu dienen, für deren Bedürfnisse die
neuen Fischereihäfenin Gdingen und Heisternest (auf der Jnnenseite der Halbinsel Hela)
sowie der (gleichfallserweiterte) Hafen von Hela zu ungünstigliegen. Der an der un-

gegliederten Küste liegende Hafen wird durch zwei 400 Meter ins offene Meer er-

streckendeAußenmolengebildet, die nach Osten hin eine 70 Meter breite Einfahrt offen-
Iassen. Die Wassecflächedes Hafens beträgt etwa 14,5 Hektar, die Wassertiefe teilweise
5 Meter, so daßauch größere Fahrzeuge im Hafen anlegen können. Der Hafen ist mit
der Voll Putzignach Hela führen-denEisenbahn durch ein Anschlußgleis verbunden.
Das an das Hafenbgssin anschließendeHafengeländevon 22 Hektar Fläche ist u.a. für
Magazine und industrielle Anlagenwie Fischräuchereien,Fischkonserven-
sabriken und Fabkjken für Konservenbüchsen, isten, Fässer und Netzflickereien bestimmt.
Jm Zusammenhangmit dem Hafenbau ist auch der Plan erörtert worden, den am

offenen Meer liegenden Hafen durch einen Kanal mit dem Putziger Wiek zu verbinden-
Der Kanal würde den von Westen kommenden Schiffen den Weg nach Gdingen und

Danzig verkürzen.Die geringe Tiefe des Putziger Wieks würde allerdings, falls der Ka-
nal auch für Uebekseeschiffebenutzbar sein sollte, die Ausbaggerung eines etwa 20 km

langen Seekanals erforderlich machen.
, , »

Aehnlichwie bei Gdingen sind auch mit dem Hafen von Großendorf wettreichende Sied-

lungspläne verbunden Nach einem Mitte 1936 von der Wojewodschaftsverwaltung
genehmigtenPlan soll d i e k ü n f t i g e S t a d t aus einer Vereinigung des Bauern- und

FischerdorfesGroßendorfund des Seebades Hallerowo entstehen. Jn der neuen Stadt

sollen der Fischhandel und die Hochseefischerei Polens ihr Zentrum
erhalten. Sie soll auch der Sitz aller staatlichen und Selbstverwaltungsbehördensein, die

mit der Verwaltungdes Küstengebietes,der Fischerei und dem Seebäder- und Fremden-
verkehrswesenzu tun haben. Das Gebiet der künftigenStadt soll mehrere, baulich ver-

schiedene Teile aufweisen: das Stadtzentrum, an dessen Hauptstraße die Behörden- und

Bürogebäude liegen sollen; davon durch einen Park getrennt das Hafenviertel,
ferner ein H a n d e l s v i e r t e l ,

in dem die Geschäfteund Fabrikkontore liegen sollen,
und das Fischereiv i e r t e l ; auf dem freien Raum zwischen dem Stadtzentrum und
dem Meer soll ein ausgesprochenes Villenviertel entstehen.

Bei der Einweihungdes Hafens hat der Hafenort, in dem die Dörfer Großendorf,
Hallerowo und Cettnau verwaltungsmäßig zusammengefaßtworden sind, den Namen
W l a dy slawowo erhalten. Die Wahl dieses Namens hat viel Verwunderung und

Heiterkeit hervorgerufen. Denn dieser Name ist der neuen Gemeinde zu Ehren des
K ö n i g s W l a d y s l a w IV. v o n P o l e n beigelegt worden, der bei dem legenden-
gläubigenpolnischenVolk in dem Rufe steht, die erste polnische Seemacht geschaffen zu
haben. Der ,,Jlustrowany Kuryer Codzienny«hat in seiner Nummer vom is. März d.J.
die Namenswahl in folgender Weise zu begründen versucht: »Auf der Halbinsel
H e l a gab es vor Jahrhunderten B e f e st i g u n g e n

, die von Wladyslaw IV. im Jahre
1634 gebaut wurden, und zwar zwischen Großendorfund Ceynowa die Festung Wladys-
lawowo (Wladyslausburg) und Kazimierzowa (Kasimirschanz)bei Kußfeld. Von den

Festungen Wladyslausburg und Kastmirschanz gibt es nicht mehr die geringsten Spuren.
Dagegen existieren in Großendorf die Ueberreste einer alten Schanze, die von Wladys-
law IV. gebaut wurde und ,,Große Wladyslausschanze" heißt. Beweise für das Bestehen
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einer Befestigung in Großendorf sind nicht nur big zum heutigen Tage die Ueberreste der

Befestigunggmauern, sondern auch eine Karte Puffendorfg aus dem Jahre 1655.« Dazu
ist zu bemerken: Die auf der Halbinsel gelegenen Feldbefestigungen Wladyglawg IV., die

10 km von Großendorfentfernt liegen, haben nur kurze Zeit bestanden; sie sind, wie d i e

ganze, von der polnifchen Propaganda fo viel gerähmte See-

politik dieses Königs, nur eine kurze und folgenlofe Epifode
g e w ese n· Und daß die Mauerreste, die in Großendorf entdeckt worden sind, auf Wla-

dyslaw IV. zurückgehen,ist eine Annahme, für die egan Beweier noch fehlt.
Den Versuch, eine eigene Flotte zu schaffen, hat der polnifche König während feines

K r i e g e g mit S ch w e d e n unternommen, als es ihm darauf ankam, die Verbindun-

gen der auf dem Festland operierenden schwedifchenHeere mit der Heimat zu stören.
Einen Erfolg hat dieser Versuch nicht gehabt. Der aus einigen Schiffen bestehenden
königlichenFlotte, ist nur ein kurze-ZDasein beschieden gewesen. Die Freibeuterei dieser
Flotte ist den mächtigenDanziger Handelgherren bald lästig geworden, und sie haben

der polnischen Seeräuber fehr schnell und auf sehr drastische Weise zu entledigen
gewußt. Es gehört schon ein gut Stück Legendengläubigkeitdazu, um unter diesen Um-

ständen dem ,,großen Schöpfer der polnischen Wasserarmada« in der erwähnten Form
ein Denkmal zu errichten.

·

Deutsches Schicksal in Polen
Aus dem Geschäftsbericht des Deutschen Volksbundes

Dem GefchäftsberichtderBezirkgvereinigungMyglowitzdes
DeutschenVolkgbundegfürdieZeitvom1.Mai1937bigzum30 Apri11938
feien folgende bezeichnendeEinzelheiten entnommen: Jn der angegebenen Zeit sind im Bereich
der Bezirkgvereinigung zwei öffentliche Minderheitgschulen mit

deutscherUnterrichtgfprachegefchloffenworden, und zwardie Schulen
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in Gieschewald und Schoppinitz, so daß in diesem Bereich nur noch vier deutsche Schulen
dieser Art übriggeblieben sind, an denen 12 Lehrkräfte (da r u nte r 4 P o le n) unter-

richten. Außerdemstehen den Deutschen des Bezirksbereiches nur eine private Volksschule in

Anhalt, zwei private Kindergärten und eine private Haushaltungsschulezur Verfügung.
Jm vergangenen Schuljahc sind zu den deutschen Schulen 110 Kinder angemeldet und
30 Kinder aus der polnischen in die deutsche Schule umgemeldet worden. Vo n d i e se n

140 Kindern sind jedoch von den polnischen Behörden nur 75 Kinder

zur deutschen Schule zugelassen worden. Ein Teil der deutschen Eltern-

schaft ist daraufhin in den S ch u l st r e i k getreten. U n te r d.e n 4 338 Mitgliedern
del-· Bezirksvereinigungbefinden i 295 A r b e i t s l ose , von denen 695 verheiratet
sind und bis zu fünf Und mehr Kinder haben. Der Bericht schließtmit den Worten:

»Mag das Schicksal mit uns vorhaben, was es will, in die Ge-

schichte unseres Volkes wollen wir eingehen als ein Geschlecht
von Männern und Frauen, das in der schwersten Stunde seines
Volkstums immer seine Pflicht erfüllt hat« Die »KattowitzerZeitung«
ist wegen des Abdrucks dieser Schlußworte b e sch la g n a h int worden . .

Deutschen Arbeitern werden die Grenzkarten entzogen

Jm Kreise R y b n i k sind in letzter Zeit mehreren Dutzend deutscherVolksangehöriger
d i e G r e n z k a r t e n e n t z o g e n worden. Es handelt dabei durchweg um deutsche
Arbeiter, die ihren Wohnsitz in Ostoberschlesienhaben, aber auf reichsdeutscher Seite in

Beschäftigun stehen«Durch die Polnisrhe Maßnahme haben die Betroffenen, denen in

Polen jede zrwerbsmöglichkeitverweigert wird, ihre A r b e i t s st e l l e n v e r l o r e n.

Was mit dieser Maßnahme bezweckt wird, hat ein polnischer Beamter der Starostei
Rybnik verraten: Dieser Beamte hat dem deutschen VolksangehörigenRichard Müller
aus Czerwionka auf dessen dringende Vorstellungen die Grenzkarte mit dem Bemerken

zurückgegeben:»Da haben Sie die Karte bis zum 10. Juni. Ab e r w e n n S i e Jhr
Kind nicht in die polnische Schule ummelden, werden Sie keine

Kartemehrbekommen.«
«

Die Verwaltung der D u b e n sk o g r u b e im Kreise Nybnik hat zum 45· Juni
50 deutschen Arbeitern gekündigt Die Deutschensind während des Winter-

halbjahres im Untertagebetrieb beschäftigt gewesen. Es ist bezeichnend,daß von den

konjunkturbedingtenKündigungensämtlicheArbeiter der Grube betroffen worden sind, die

vor kurzer Zeit ihre Kinder zur deutschen Schule angemeldet haben,
darunter auch solcheArbeiter, die fünf und mehr Kinder zu ernähren haben.

Grazynski löst den Kattowitzer Gemeindekirchenrat auf »

Der Wojewode G r a z t) n s k i hat mit sofortiger Wirkung die A u f l ö s u n g d e s

Kattowitzer evangelischen Gemeindekirchenrates befohlen und mit

der kommissarischenGeschäftsführungeinen Polen, Direktor Zabytrzon, beauftragt; zur

Rechtfertigung dieses neuen Gewaltaktes gegen die deutsche evangelische Kirche in Ost-
oberschlesienhat der Wojewode unter Berufung auf Verordnungen aus den Jahren 1873

und 1876 geltend gemacht, daß der Gemeindekirchenrat dem Vorläufigen Kirchenrat
bei Beginn des Geschäftsjahres1938s39 keinen Kassenbericht und Voranschlag vorgelegt
habe und daß daher die Erhebung der Kirchensteuern durch den Gemeindekirchenrat vom

cl. April d. J. ab illegal sei. Jn Wirklichkeit ist der Grund für die Auflösungdes Katto-

witzer Gemeindekirchenrates der, daß der Nat die E r n e n n u n g d e s P a or s

H a r l f i n g e r aus Gollassowitzzum Nachfolger des Anfang Mai verstorbenen Kirchen-
präsidentenD. Voß in der Verwaltung der ersten Pfarrstelle in Kattowisz abgelehnt hat.
Diese Ablehnung ist für den Gemeindekirchenrat eine Angelegenheit der Pietät gegenüber
dem verehrten Toten und eine Sache des nationalen Anstandes gewesen·Denn der genannte
Harlfinger hat in der Zeit des ostoberschlesischenKirchenkriegesals e i n N e n e g at

u n d K r i p p e n j ä g e r ü b e l st e r S o r t e»erwiesen. Die KattowitzerKirchengemeinde
ist mit 4000 Seelen die größte Gemeinde Ostoberschlesiens. Nach dem Tode des Präsi-
denten D. Voß und der Amtsenthebung seines Mitarbeiters Dr. Wagner sind dieser
Gemeinde zwei unerwünschteElemente, der Pole Danielrzyk und der Nenegat Harlfinger,
als ,,Seelsorger«vorgesetztworden-
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Abhören deutscher Sender verboten

Der Starost des Kreises N e u t o m i s ch e l hat allen Gastwirten des Kreises, die

Rundfunkempfängerbesitzen,das Abhören ausländischer Sendestationen
ve rb o t en. Der Krakauer »JKC« hat dazu erläuternd bemerkt: »Dieses Verbot ist
insbesondere gegen die deutschen Gastwirte gerichtet, die mit Hilfe reichg-
deutscher Sendungen Propaganda betreiben, wobei es ereignet hat, daß deutsche
Hörer Polen gegenüber herausfordernd verhalten haben.« Es ist das alte Lied: Angst
vor den Deutschen.

Grenzzonengesetzverhindert Grunderwerb durch Deutsche

Wieder wurde einer ganzen Reihe von deutschen Volksangehörigen in Posen und

Pommerellen die Genehmigung zum Grundstückskauf auf Grund des

Grenzzonengesetzes verweigert. (Siehe ,,Ostland« Nr.10s1938, Seite 204:

,,Vernichtung des deutschen Besitzstandes«). Der deutsche VolksangehörigeRichard Zink
aus J a b l o n e im Kreise Wollstein wollte eine 0,50 ha große Wiesenparzelle erwerben;
die Genehmigung wurde verweigert. — Der deutsche Volksangehörige Paul Ulrich aus

LBioska im Kreise Wollstein wollte eine il ha große Parzelle, die er bisher in Pacht
hatte, kaufen; die Genehmigung wurde verweigert. — Ebenso erging es dem deutschen
VolksangehörigenBerthold Stenschke aus Jab l o n e im Kreise Wollstein, der eine von

ihm bisher gepachtete Wiesenparzelle im Ausniaß von 0,37,51ha erwerben wollte. —

Der deutsche VolksangehörigeBruno Radny aus Friedenhain im Kreise Neuko-

mischel hatte im Er b g a n g ein kleines Grundstückerhalten; die Uebernahme des Erbes
wurde ihm durch Entscheid des Wojewoden verboten. — Der deutsche Bolksangehörige
Kurt Seiler aus G l ü ck s b u r g im Kreise Jarotschin hatte im E r b g a n g die elterliche
Wirtschaft erworben; die Genehmigung zur Uebernahme wurde verweigert. — Der

deutscheBolksangehörigeFriedrich Pech aus Görchen b.Ranitsch hatte von der elterlichen
Wirtschaft eine 1,07,10 ha großeParzelle zum G e s ch e nlk erhalten; die Genehmigung zur
Annahme des elterlichen Geschenkes wurde verweigert. — Dem deutschenVolksangehörigen
Rudolf Ekner aus Rawitsch wurde die Genehmigung zum- Kauf einer 2,08,30 ha

großen Wirtschaft in Debno Polskie verweigert. — Der deutsche Volksangehörige Otto

Hansch aus D e u t s ch - K o s ch m i n im Kreise Krotoschin hatte von seinen Eltern ein

landwirtschaftliches Grundstückg ee rb t; die Genehmigung zur Auflassung wurde ver-

weigert. — Der deutsche Volksangehörige Johann Nonschke aus Zduny im Kreise
Krotoschin hatte im E r b g a n g die elterliche Wirtschaft erhalten; die Genehmigung zur

Uebernahme wurde verweigert.

Auflassungsverweigerung wegen »beruslicherNichteignung«

Nicht nur das Grenzzonengesetz, sondern auch andere gesetzlicheBestimmungen dienen

den polnischen Behörden dazu, den Erwerb von Landbesitz durch Deutsche
su verhindern. So machen sich die Behörden eine preußischeVerordnung vom

ärz 1918 zunutze, wonach die Auflassung verweigert werden k a n n , wenn der Käufer
keine Gewähr für die ordnungsmäßigeBewirtschaftung des Grundstückes bietet. Es liegen
wieder einige Beispiele aus den Kreisen Schubin, Culm, Briesen und

Znin dafür vor, in welch»bösartiger Weise diese Bestimmung, die den Uebergang von

landwirtschaftlichem Besitz in landwirtschaftlich ungeschulte Hände verhindern sollte, von

den Polnischen Behörden gegen die deutsche Volksgruppe ausgenutzt wird. Es wird dabei

in folgender Weise verfahren: Ein deutscher Volksangehörigerkauft ein landwirtschaftlich-
liches Grundstück und bezahlt es bar. Die Behörde aber lehnt die Auflassungsgenehmigung
ab. Der Käufer, der dadurch der Gefahr ausgesetzt ist, das Grundstück, das er gekauft
hat, und das Geld, das er dafür bezahlt hat, zu verlieren, erhebt gegen diesen ablehnenden
Bescheid Einspruch und weist nach, daß er als Bauernsohn von Kindheit an

in der väterlichen Wirtschaft gearbeitet hat, daß er den landwirtschaft-
lichen Beruf vollan beherrscht, daß er einen anderen Beruf gar nicht erlernt hat und

daß er das von ihm gekaufte Grundstückvom Tage des Erwerbs an (und das ist mitunter

schon jahrelang her) rationell bewirtschaftet und damit seine Eignung, einen Bauernhof
selbständigzu bewirtschaften, vollends unter Beweis gestellt hat. Die Berufungsinstanz
erkennt diese Beweisführung zwar an, aber sie beharrt auf dem ablehnenden Bescheid
der Vorinstanz. Und zwar begründet sie ihren ablehnenden Bescheid damit, daß die Ar-
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beit auf dem väterlichenHof keine selbständigeWirtschaftsführunggewesen sei und daß
die Tatsache, daß dek Betreffende das von ihm gekaufte Grundstückvom Tage des Ek-
werbs an ordnungsgemäßbewirtschaftet hat, für die Entscheidungunwesentlich sei; maß-
gebend sei vielmehk,daß dek Käufer vor dem Tage des Erwerbs noch nicht selbständig
gewirtschaftet habe. Diese Art von Nechtsprechung bedeutet Prak-
kilchx daß jedem Bauernsohn oder jedem landwirtschaftlichen
Arbeiter, der sein Leben lang nichts anderes getan als in der

Landwirtschaftgearbeitethat,der Erwerb einer eigenen Wirk-

lchllfk »Wegen Nichteignung« abgelehnt werden kann, wenn es

den Behörden gefällt.

Bemerkenswerte Eingeständnisse
Die Ortsgruppe A n t o n i e n h ii t t e des Polnischen Westverbandes hat in einer

Resolution zu einigen »wichtigen Grenzfragen« Stellung genommen. Jn der

Resolution sind u. a. folgende «Sätze zu lesen: »Die Versammlung wendet
mit einem Appell an die Berbandsorgane des Polnischen Westverbandes, mit dem

Schicksal der J u g e n d im G r e n z la n d zu befassen, die überall herum-
treibt, da sie kein e r l ei B e s ch ä f k i g U n g hak- Der Polnische Westverband darf
es als Hüter des Polekikumg im Grenzland nicht zulassen, daß d i e zu m M i l i t ä r a b -

fahrende Jugend deutsche Lieder singt und Rufe zu Ehren eines

Nachbarstaakeg Und seines Führers ausbringt . .. Grenzorte wie

Kunzendorf, Paulsdorf, Bielschowitz, Makoschau, Nuda und Antonienhüttehaben die

größte Zahl von Arbeitslosen, da die Industrie in diesen Gegenden völlig
d a n i e d e rliegt. Jn Antonienhütte, wo vor 12 Jahren alle Schornsteine tauchten
und alle Näder dek Gruben in Bewegung waren, sind Friedhöfe entstanden. D i e A r -

beitslosen haben keine Hoffnung, jemals wieder Arbeit und
damit für sich und ihre Familie Brot zu erlangen«.

Polen bemüht sich um Litouen
Jn den Witzblätterndes Auslandes ist das litauisch-polnische Verhältnis unmittelbar

nach dem Ultimatum vom 17. März d. J. in der Form des ersten Flirts zwischen einem
teils erschrockenenteils neugierigen Mädchen und einem schnauzbärtigenLümmel, der

galant zu benehmen versucht, dargestellt worden. Diese sinnfällige Uebertragung einer

sehr ernsten politischen Situation auf das Gebiet des Allzumenschlichen ist durchaus
treffend gewesen. Der Flirt ist inzwischen weiter gediehen; und was das besagte Mädchen
anlangt, so scheint dek ekste Schreck überwunden zu sein.

Um zum Tatsächlichenzu kommen: Seit der erzwungenen Aufnahme der diplomatischen
Beziehungen zwischen Litauen und Polen ist die polnische Politik um die Oeffnung der

Grenze, die auf Grund des Ultimatums vom 17. IRärz zunächst nur für die Verkehrs-
bedürfnisseder beiderseitigendiplomatischen Vertretungen erfolgte, für die

allgRemeLnen Beziehungen der beiden Staaten bemüht. Einen ersten Erfolg in dieser ichtung
hatte die polnische Politik mit der Anfang Mai erfolgten Unterzeichnung eines Ueberein-
kommens über die Aufnahme des allgemeinen Post-, Fernsprech- und Telegraphen-
verkehrs zu verzeichnen; der Verkehr wurde am 19. Mai aufgenommen. Mitte Mai
kam eine Konvention über den Schiffahrts- und F l ö ß e r e i v e r k e h r zustande1). Um

dieselbe Zeit startete in Warschau zum ersten Mal ein Fluozeug zum Fluge nach Kauen
und wurde in einem weiteren Uebereinkommen die Aufnahme des E i se n b a h n v e r -

1) Das Schiffahrts- und Flößereiabkommen, das am 14. Mai unterzeichnet wurde, bezieht sich auf den
Grenz- und Transitverkehr auf dem Memelftronc, auf dem System des Osinskikanals mit dem Pripet, und auf
den die litauisch-polnifche Grenze berührenden Nebcnflüffen der Memel, nämlich der Wili·a, der Zejmiana und
der Mereczanka. Der Transitverkehr auf den Wasserstraszen kann auch mit dem Eisenba ntransport kombiniert
werden; wenn die Waren in Schiffe verladen werden, müssen die Schiffe des Landes benutzt werden, in dem
die Verladung erfolgt. Es sind bestimmte Stellen vorgesehen worden, an denen die Revidierung der Verkehrs-
mittel und der Personalausweise vorgenommen wird. Von diesen Kontrollpunkten an werden die Flöße von

den Flößern des Landes geflößt, durch das die Flößerei geht; das bedeutet, daß die aus Polen kommenden
Flöße bei Ueberschreitung der Grenze von litauischen Flöszern übernommen werden; nur der Transportchef und

sein Begleiter können die Flösze auch durch das andere Hand begleiten. Das Abkommen soll 15 Tage nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft treten und fur zwei Jahre gelten.
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äehrs zwischen Kauen und Wilna für den 15. Juni vereinbart. es sollen auf dieser
Strecke täglich zwei, im Bedarfsfall drei Zugpaare verkehren. Zugleich wurde mit den

Verhandlungen über den Abschluß eines Konsularvertrages begonnen. Presse-
meldungen zufolge wurde bereits auch zwischen litauischen und polnischen Banken und

GenossenschaftenFühlung genommen.

Ende Mai brachte die ,,Gazeta Polska« einen Rückblick auf das bis dahin Erreichte:
»Ja Anbetracht der kurzen Zeit ist das eine reiche Ernte, die optimistische Erwartungen
für die Zukunft erlaubt. Die im März enttäuschtenPessimisten auf polnischer Seite sind
jetzt still geworden. Die Sprache der Tatsachen, die jetzt bereits vorliegen, hat sie sicherlich
überzeugt,daß der von ihnen damals empfohlene Weg der Höchstforderungengegenüber
den Litauern durchaus nicht gerechtfertigt war. Wir stellen das mit aufrichtiger Befriedigung
fest, aber wir können uns auch nicht gegenüber der Begleitmusik taub stellen, die unauf-
hörlich zu dem ersten, so fruchtbaren Abschnitt der Normalisierung von der anderen Seite
der Grenze herüberschallt. Diese Begleitung klingt für uns wie das Echo unwiederbring-
lich vergangener Zeiten. Nichtsdestoweniger wird dadurch ein unnötiger Schatten auf die

abgeschlossene und dem Abschlußentgegengehende Normalisierungsarbeit geworfen. Wenn
man Bedingungen für dauernde Zusammenarbeit schafft, soll man nicht auf Dinge zurück-
kommen, die trennen und Neibungen hervorrufen. Man kann nicht gleichzeitig aufbauen
und die Grundlagen des errichteten Baues unterwühlen.«

Aus dieser optimistischen Stellungnahme des polnischen Regierungsblattes klingt
deutlich die Sorge heraus, daß alles auf wirtsch aftlich em Gebiete Erreichte durch
das Wiederauftauchen des alten p o l itisch e n Konfliktstoffes wieder illusorisch gemacht
werden kann. Auf polnischer Seite hat man dabei wohl die Ereignisse des Jahres 1928

im Auge (Siehe ,,Qstland«,Nr.11, Seite 219s223 »Entwirklu·ngdes Wilnakonfliktes
seit 1923«): Damals hat das durch polnische Gewaltandrohung eingeschüchterte
Litauen, ähnlich wie 10 Jahre später, zur Aufnahme von Verhandlungen mit Polen und

zur Verleugnung seiner These, daß es sich seit dem Bruch der Konvention von Suwalki
mit Polen im Kriegszustande befinde, gezwungen gesehen, und nach monatelangen Ver-

handlungen ist damals schließlichdoch alles beim Alten geblieben. Damals haben es die

Polen schon einmal erlebt, daß die von ihnen so optimistisch und siegessicherbegonnene und

von den Litauern zunächstauch mehr gezwungen als freiwillig mitgemachte wirtschaftliche
Normalisierung der beiderseitigen Beziehungen durch den Streit um Wilna zum Scheitern
gebracht worden ist. Trotz der inzwischen eingetretenen Verschiebungen in den allgemeinen
politischen VerhältnissenEuropas hat der gegenwärtige Stand der litauisch-polnischen
Beziehungen eine für Polen unangenehme Aehnlichkeit mit der Situation, wie sie vor

10 Jahren bestanden hat. Litauen hat formell auch heute noch nicht auf Wilna verzichtet.
Das ist durch die Tatsache unterstrichen worden, daß die neue litauische Verfassung un-

beschadet der schwebenden Normalisterungsverhandlungen am 12. Mai d. J. unverändert

in Kraft gesetzt worden ist; diese Verfassung aber bestimmt in Artikel 3, daß Wilna die

Hauptstadt Litauens ist.
Es ist trotz allem noch ungewiß,ob und wie es gelingen wird, normale Beziehungen

zwischen Litauen und Polen für die Dauer sicher zu stellen, ohne zu einer ausdrücklichen
Verständigung über diese politische Kernfrage des ganzen hartlebigen Konfliktes ge-
kommen zu sein. Auf polnischer Seite scheint man die Befürchtung zu haben, daß Litauen

alles, was es bei den seit dem Ultimatum schwebenden Verhandlungen mit Polen tut,
unter einem vorerst noch unausgesprochenen Vorbehalt tut und daß die politische Kern-

frage von Litauen dann vorgebracht werden kann, wenn die internationale Situation sich
für Litauen wieder günstiger gestaltet, als sie es am Tage des polnischen Ultimatums

gewesen ist. Mit einer Erkenntnis wird man sich in Litauen allerdings abfinden müssen:
Mit der Möglichkeit einer wirksamen Rückendeckungan der Sowjetunion ist nicht mehr
zu rechnen. Die Ratschläge,die Finkelstein nach der Ueberreichung des polnischen Ulti-

matums dem an die Hilfe Moskaus appellierenden litauischen Gesandten gegeben hat,
sind für Kauen eine äußerst bittere Enttäuschunggewesen. Wenn Lettland bemüht ist,
die Zusammenarbeit zwischen den baltischen Staaten zu verstärken, so ist das, ganz ab-

gesehen davon, daß Estland dabei nur noch mit halbem Herzen mittut, für Litauen bei

seinen Auseinandersetzungenmit Polen ohne Bedeutung. Frankreich ist kein Faktor mehr,
der der polnischen Außenpolitik Respekt einflößen und den Kurs vorschreiben kann.

England ist weit, und die nordischen Staaten sind froh, wenn sie aus allen Angelegen-
heiten, die Konfliktsmöglichkeitenenthalten, heraushalten können. Daraus ergibt
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folgendes: Für Litauen bleibt, wenn es dem polnischenPartner, mit dem es in Unterhand-
lungen steht, ein politisches Gegengewicht entgegenstellen will, nur der eine Ausweg- sich
um bessere Beziehungenzum Deutschen Neich zu bemühen. Was darunter zu verstehen
ist, darüber ist von deutscher Seite niemals ein Zweifel gelassen worden.

Es muß in diesemZusammenhang noch einmal mit aller Deutlichkeit festgestelltwerden,
daß die Ereignisse,die mit dem Ultimatum vom 17. März im Zusammenhang stehen, un-

mittelbar die deutschen Interessen berühren. o l e n selbst l ä ß 1 ü b e r d e n

deutschfeindlichen Hintergrund seiner litauischen Aktion absolut
k ein e n Zw eifel. Es spielt in seiner Pressepkopagqndaals Protektor der

litauischen Unabhängigkeitauf; es spricht in seiner Presse von einer «deutschenGefahr«,
die Litauen drohe und die nur durch die Ausrottung des Memeldeutschtumsund durch ein

enges Zusammengehenmit Polen abgewandt werden könne; es glaubt in seiner Presse-
unter Verschweigungder wirklichen Motive und Absichten,Litauen daran erinnern zu
müssen,daß Polen schon in Versailles für die Losreißungdieses deutschen Gebietes und

seine Angliederungan Likauen eingesetzt habe; und es stellt durch seine Presse Litauen bei

den Bemühungenum die Litauisierung des Memelgebietesdie polnische Hilfe in Aussicht
Kurz: Polen versucht, Litauen gegen dasDeutsche Reich aufzuhetzell-
lelluen in einen verschärften Konflikt mit seinem westlichen Nachbarn zu stürzen, um

dabei selber um so besser im Trüben fischen zu können. So hat es z. B. im

-,W a rszawski D zien nik N aro d 0Wy« geheißen:»Unser Standpunkt hat sich
nicht geändert. Wir sind weiterhin der Meinung, daß Memel für Litauen eine Lebens-

frage ist und daß die Forderungen der Memeldeutschen gegen die staatlichen Interessen
Litauens verstoßen.«Jn demselben Sinne haben sich der ,,llustl"0wany Kurz-er
C 0 d Z i enkly«- der ,,G o nie c W a r S z a w ski« und andere polnische Blätter ge-
äußert 2). Es ist bemerkenswert, das von Seiten des polnischen Außenministeriumsnichts
geschieht, um dieser internationalen Brunnenvergistung ein Ende zu machen. Es muß im

Gegenteil daran erinnert werden, daß der polnische Außenministererst vor kurzem der

polnischen Presse gerade wegen ihres Verhaltens in der litauischen Frage während der

kritischen Märztagedieses Jahres seinen Dank für ihre verständnisvolle Unterstützung
seiner Politik zum Ausdruck gebracht und dabei auch diejenigen Blätter nicht ausge-
nommen hat, die schon damals auf eine Verschärfung der deutsch-litauischen Beziehungen
hingearbeitet haben. Jn e i n e m haben die polnischen Hetzblätterallerdings Recht, und

es kann nur im litauischenInteresse liegen, rechtzeitig danach zu richten: Die F ra g e

der litauischen Unabhängigkeit wird tatsächlich in Memel ent-

schieden, — aber in einem ganz anderen Sinne, als es die genannten polnischen
Blätter hinzustellenversuchen und als es diejenigen Kreise meinen, die sich, als unfrei-
willige Werkzeugeder polnischen Politik, zu der abenteuerlichen Jdeologie des litauischen
IBestverbandes bekennen. Dr- K-

.2) Jn der Monatsfchrist »Polityka Narodowa« veröffentlichte der durch sein mafurenfeindliches Buch
,,Hinter dem nördlichen Grenzgürtel« bekannte polnifche Schriftsteller Gie rth ch unter dem Titel »Die
litauische Frage« einen Artikel, in dem es unter anderem heißt: »Da s Gebiet Lita uens hat die
größte ftrategifche Bedeutung im Falle eine-s polnisch-deutfchen Krieges.
Nähme EIN dielcm Kriege Litauen auf polnischer Seite teil, so ware Oftpreußen auf allen Seiten eingekreist,
was zweifellos gewaltige Bedeutung für den weiteren Verlauf des Kampfes haben wurde. Wäre Litauen neu-

tral, so würden die in Ostpreußen verfammelten deutschen Kruste drohend auf Pommerellen und Warfchan
drücken. Nähme Litauen auf deutscher Seite am Kriege teil, so wurde das vereinigte ostpreußifch-litauifcheGebiet
Polen in feiner ganzen Ausdehnung von Norden her blockieren, und nur zwei enge Korridore, den von

Pommercllen und den von Wilna übrig lassen-« Es ist klar. daß man polni cherseits
danach streben muß, sowohl eine Beteiligung Litauens aus deuts er· Seite
als auch feine Neutralität in einem polnisch-deutfchen Krieg ein fur alle
Mal zu vermeiden.«

Die Das-frage im Memelgebiei
Nach dem A r t i k e134 des M e m e l st a t u ts haben die Bürger des Memelgebietes

ein Anrecht darauf, daß ihnen Pässe ausgestellt werden, in denen sie als solche gekenn-
zeichnet sind. Der Artikel 34 lautet wie folgt: ,,Pässe sollen den Bürgern des INemek

gebietes durch das Direktorium des Gebietes im Namen der litauischen Nepublik und in

Uebereinstimmung mit den von der litauischen Regierung aufgestellten Anordnungen
ausgehändigtwerden. Jn den Pässen soll sowohl die litauische Staats-
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an»gehörigkeit des Jnhabers wie auch seine Eigenschaft als

Burger des Memelgebietes erwähntwerden.«

Jn dieser Frage ist es zwischen den autonomen Behörden des Memelgebietes und den

litauischen Regierungsstellen zu grundsätzlichenM e i n u n g s v e r s ch i e d e n h e i te n

gekommen. Nach mehrfachen fruchtlosen Auseinandersetzungen hat der litauische
Gouverneur in einem an das Direktorium gerichteten Schreiben vom 1 5. Mai
d. J. noch einmal die litauische Stellungnahme zu dieser Angelegenheit formuliert. Jn
dem Schreiben heißt es u. a. wie folgt: »Nach der Festsetzungder zuständigenOrgane der

Republik gelten als Pässe im Sinne der genannten Bestimmung des Statutes nur die-

jenigen Personaldokumente, die mit der in den entsprechenden Artikeln des Memelstatuts
vorgesehenen Ausübung der spezifischen Rechte des Bürgers des Memelgebietes im

Zusammenhang stehen, also nur diejenigen Personaldokumente, die nach der Terminologie
der litauischen Gesetze als J nlan dp ässe bezeichnet werden. Demgegenüber sind die

nach der Terminologie der genannten Gesetze als Auslandspässe bezeichneten

Zecrsonaldokumenth
da sie mit der genannten Ausübung der Rechte des Bürgers des

emelgebietes in keinem Zusammenhang stehen, keine Pässe im Sinne des Artikels 34 des

Memelstatutes«.

Von Seiten der autonomen Behörden des Memelgebietes
wird es ganz entschieden bestritten, daß diese unterschiedliche
Behandlung der Jnlands- und der Auslandspässe dem Wort-

laut und den Sinn der Bestimmungen des Memelsiatuts ent-

spricht. Am 25.Mai hat der Abgeordnete Monien im Namen der Einheitslisie
noch einmal zu dieser Frage Stellung genommen und dabei die tatsächlichenMotive
der litauischen Stellungnahme beleuchtet:

,,. . . Rund 10 Jahre lang hat das Direktorium des Memelgebietes die Pässe, und

zwar die Jnlands- und die Auslandspässe, nach den Bestimmungen des Artikels 34 des

DRemelstatutes ausgestellt, d. h. es hat darin vermerkt, daß der Paßinhaber Bürger des

Memelgebietes ist. Rund 10 Jahre lang hat die litauische Regierung nicht daran

gezweifelt, daß diese Handhabung dem Sinn des Memelstatutes entspricht. . . E r si im

Jahre 1 9 3 4 fühlte man sich dadurch beschwert, daß angeblich irgendwo Bürger des

Memelgebietes anders behandelt worden seien als die anderen Bürger Litauens. Da es

der Regierung nicht paßte, daß man irgendwo in der Welt zwischen den Bürgern des

Memelgebietes und den übrigen Bürgern Litauens einen Unterschied machte, ebenso wie

das Memelstatut zwischen diesen einen Unterschied macht, erließ man eine Weisung
an das Direktorium Bruvelaitis, es dürfe den Vermerk nicht mehr in die

Pässe setzen. Das Direktorium Bruvelaitis gehorchte natürlich sofort, ohne sich um die

Jnteressen der Memelländer zu kümmern. Wir wissen also, daß nicht der Sinn der

Bestimmungen des Statutes, sondern Wünsche der Regierung die wirklichen Gründe

für den veränderten Standpunkt sind . . .

Es ist eben nicht richtig, daß nur die Jnlandspässe diejenigen
Dokumente sind,-die mit der in den entsprechenden Artikeln des

Memelstatutes vorgesehenen Ausübung der spezifischen Rechte
der Bürger des Memelgebietes im Zusammenhang stehen. Der
Auslandspaß hat genau dieselbe Bedeutung und tritt voll an die Stelle des Jnlandspasses,
wenn er an einen Bürger des Memelgebietes ausgegeben wird. Wer einen Aus-

landspaß besitzt, besitzt keinen Jnlandspaß mehr und er weist
auch im INemelgebiet überall bei der Ausübung seiner spezifischenRechte als Bürger des

Memelgebietes durch seinen Auslandspaß aus. Wenn man in dem internationalen Ver-

trag, in der Memelkonvention, von ,Pässen«sprach, dann meinte man nicht das, was

vielleicht später einmal die litauische Regierung oder Gesetzgebung unter einem Paß
verstehen würde, sondern man meinte das, was man international zur Zeit des Vertrags-
abschlusses unter einem Paß verstand. Und das war damals und ist heute das Ausweis-

papier, durch das jemand, und zwar vor allem im Auslande, über seine Jdentität

und seine Staatsangehörigkeit ausweist. . .

Die Tatsache, daß unser Paß uns als memelländischeBürger besonders ausweist, ist
für uns der statutmäßigeund darum durch die Unterschrift der Signatarmächte garantierte
Ausdruck dafür, daß die Memelbürgerschaft ein staatsrecht-
licher Begriff ist und eine politische Tatsache sein soll. Schon die
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erste Kommission der Alliierten IRächte, die sich im Jahre 1923 mit der

für das besetzteNiemelgebiet notwendigen Autonomie beschäftigte,hat Unter den aller-

ersten, wichtigstenVorschlägen den formuliert, daß die Memeiländer in ihren Pässen
ausdrücklichals ,Bürger dEs Memelgebietes« bezeichnet werden müßten, wenn sie die

litauische Staatsangehörigkeiterhalten sollten. Die dringlicheFakkn, in der dieser Vor-

schlag sofort forknniiekkwurde-, deckt sich mit den Tendenzendeg Memelstatuts, wie sie in

der Präambell) und in Artikel 12) niedergelegt sind,daßnämlich das Memel-

g eb i et eine Einheit bilden soll. Die Glieder dieser Einheit sollen die Bürger des

JNemelgebietes sein«Die großlitauischen Staatgbürger, die nicht Bürger
des Meinelgebietessind, können sich zwar mit allen privaten Rechten im Memelgebiet
aufhalten, sind aber nicht Glieder der autonomen Einheit des Memel«-

g e b i etes. Alg Glied dieser autonomen Einheit weist erst derjenige aus, der durch
seinen Paß seine Eigenschaft als Bürger des Ilkemelgebietesbeweisen kann. Aus diesem
Grunde legen wir dem Paßoerrnerkeine solche Bedeutungbei,

Wir begreifenaber, daß sie all denen unbequem ist, die die Eigenschaft als Bürger des

Memelgebietes jeder öffentlich-rechtlichenBedeutung entkleiden wollen, weil sie auch darin,
neben anderen Mitteln, ein Mittel sehen, um die Auslösung der auto-

nomen Einheit ,Men1elgebiet« herbeizuführen· Wir wissen: weil man

diese Einheit auflösenwill, darum überschwemmt man das Mernelgebiet mit Nicht-
memelländern, darum gibt man die Parole aus, die Stadt Memel müsse auf 80 000

Einwohner gebracht werden. Weil man die autonome Einheit ,Memelqebiet«auflösen
Will- darum hat man ein Jahrzehnt lang mit allen Direktorien einen erbitterten Kampf
geführt darum, daß auch diejenigen likciuischenBürger, die i« Gcoßcikciuennicht im Besitz
aller öffentlichenRechte waren, trotzdem und im Gegensatzzum A r t i k e l 83) des

Memelstatutes zu Bürgern des Memelgebietes gemacht werden sollen. Wir haben nicht
vergessen, daß man ein memelländisches Gesetz mit dem Veto belegt
hat, weil der Gouverneur allen Ernstes behauptete, dag Wahl-
recht zu den memelländissshen Selbstverwaltungen hätte jeder
litauische Staatsbürger, der sich zllt Zeit der Wahl im Memel-

g e b i et a u fh ä l t
, und nicht etwa nur die Bürger des Memelgebietes . . Das Statut

sagt ganz folgerichtig,daß die Bedingungen für den Erwerb der Memel-
b ü rg e rsch ast durch großlitauischeBürger nicht durch ein litauisches Gesetz- sondern
durch ein Gesetz des Memelgebietes festgestellt werden. Es sollen also
nach dem Statut nicht die Wünsche und Interessen der Großlitauerdafür maßgebendsein-
sondern die Wünscheund Interessen der Memelländer. Die Wünscheund Interessen der

INemelländer gehen aber dahin, daß der Begriff ,Bürgerdes Memelgebietrs«seinen vollen«

Inhalt und seine rechtlicheBedeutung behält, wie sie im Memelstatut garantiert ist.
Wir stellen fest, daß das Direktorium des Memelgebietes u n te r d e m r u ck d e r

D r D h U n g e n d e r P aß b e h ö r d e auf die Eintragung des Bermerks in die Aus-

landspässe verzichten mußte. Es hätte sonst für alle Bürger des Niemelgebietes eine

Sperre für die Erteilung der Visen veranlaßt und damit unendliche wirtschaftliche Not
und seelischeSchäden verursacht. Wir stellen aber unmißverständlichfest, daß die memel-

ländischenOrgane in diesem Punkt n u r d e r G ewalt gewich en sind, und daß
wir unsere Forderungen grundsätzlich mit allem Nachdruck
erheben und aufrecht erh alten, daß in den Pässen des Nlenielgebiets nach
dem klaren und eindeutigen Wortlaut des Artikels 34 sowohl die litauische Staats-

angehörigkeit des Inhabers wie auch seine Eigenschaft als Bürger des Memelgebietes
permerkt wird.«

1) Die P r ä a m b e l d e s M e m e l st a t u t s lautet: ,,Jn Verwirklichungdes weisen Entschlusses, dem

Memelgebiet Autonomie zu gewähren und die überlieferten Rechte und die Kultur seiner Bewohner zu erhalten,
. und nachdem sie durch Unterzeichnung des Abkommens durch die Vertreter des Britischen Reiches usw. darin

eingcwilligt hat, dem Memelgebict die Stellung einer autonomen Einheit zu
g e ro ä h r e n, erhebt die Republik Litauen das folgende Statut zum Gesetz.«

2) A r t i k e l 1 d e s M e m e l st a t u t s lautet: »Das »Memelgebie»t«soll unter der Souveränität Litauens
ein e Einheit bilden, die nach demokratischen Grundsatzen organisiert ist und gesetzgeberische, richterliche,
Verwaltungs- und finanzielle Autonomie innerhalb der in dem vorliegenden Statut genau umschriebenen
Grenzen genießt.«

3) Artikel 8 des Memelstatuts lautet: ,,.
. . Gemäß den Bestimmungen des litauischen Gesetzes über

die Erwerbung der litauischen Staatsangehörigkcit kann«kunftig e I n G e s e tz d »es Mc m e l g e b t· e t e s

erlassen werden. Für litauische Staatsangehörige, die nicht Burger desMemelgebietes sind»sollen dtel Be-
dingungen, unter denen die genannte Eigenschaft erworben werden kann, dieselben sein tote d1e1enigen, die in

Litauen für die Ausübung aller öffentlichen und politischen Rechte festgelegt sind-«
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OsilandsChronik
»Wir werden auf Deutsch antworten«

Eine berechtigte Abfuhr wurde der

Maschinenfabrik N. Wolf in

M a g d e b u r g in der polnischen Presse
zuteil. Diese Firma glaubte, den pol-
nischen Pressekommentaren zufolge, beson-
ders gescheit zu verfahren, wenn sie ihre
Geschäftsofferten nach Polen in

polnischer Sprache verschickte und

dazu noch in einem höchst unzulånglichen
Polnisch »Es besteht der Optimismus,
daß das lachende Polen nicht nntergeht, so
lange Herr N. Wolf und seine Fabrik in

Magdeburg leben. Herr Wolf schicktean

einen unsererLeser in Schrimm eineOfferte.
Unser Leser lachte eine Woche lang,
Schrimm lachte einen ganzen Monat

lang . . .«. Der Krakauer ,,Jlustrowaru)
Kuryer Codzienny«,der in seiner Nummer

vom 5.Mai d. J. in dieser Form das

Schreiben der »MagdeburgerFirma glos-
sierte, bemerkte zum Schluß: »Neben dem

polnischen Text des Werbeschreibens der

Firma Wolf ist — letzten Endes ganz

richtig, denn wer sollte auch dieses Polnisch
verstehen — auch der deutsche Text
a b g e d r u ck t. Wir werden Herrn Wolf
auf Deutsch antworten, damit er

aber das Deutsch auch versteht, werden wir

daneben den polnischenText wiedergeben..«
Die Firma N. Wolf in Magdeburg mag
daraus ersehen, daß sie sich in Zukunft die

Mühe ersparen kann, mit polnisch abge-
faßtenOfferten füo ihre Erzeunisse in Polen
zu werben. Die Kreise in Polen, die für
Erzeugnisse einer deutschenMaschinenfabrik
als Abnehmer in Frage kommen, verstehen
es in der Regel auch, Offerten in

d e u t s ch e r Sprache zu lesen.

Juden als Vertreter reichsdeutscher Firmen

Auf der Anfang Mai d· J. veran-

stalteten Jnternationalen Messe
i n P o s e n haben sich einige reichsdeutsche
Firmen einige Merkwürdigkeiten geleistet.
Die Firmen Nockstrohwerke A.-G.,
B e r g e r und Wirth 8z Holweg ließen
sich auf der Messe durch die Warschauer
Firma Nataniel Kochan vertreten.

Der Stand dieser Firmen war mit Karrika-
tnren des deutschen Großagrariers in der

Manier der hinreichend bekannten Vor-

kriegspropaganda ,,geschmückt«.Die Firma
Lanz in Mannheim, die im vergangenen
Jahre ihren Stand mit der badischen
Flagge versehen hatte, glaubte in diesem
Jahre mit der Hissung der p o l n i s ch e n

Flagge auf die polnischen Besucher Eindruck

machen zu müssen. Die Firma G o t t l i e b

Hammesfahr in Solingen ließ
durch das Ehepaar Flaksbaum,
zwei Judentypen echtester Prägung, ver-

treten. Die Vertretung der M a s ch i n e n -

fabrik Karl Krause in Leipzig ist
gleichfalls einem J u d e n , dem schon er-

wähnten Nataniel Kochan, anvertraut

worden, und unter dem Krauseschen Fir-
nienschild konnte man das des Juden

Kochan bemerken. Ganz abgesehen davon,
daß es geschmacklos ist, wenn reichs-
deutsche Firmen auf einer Messe in Polen
durch Juden vertreten lassen, anstatt von

den ihnen gebotenen anderen Möglich-
keiten Gebrauch zu machen, ist es angesichts
der durchaus antisemitischen Ein-

stellung des Posener Publikums
auch für die betreffenden Firmen selber
unzweckmäßig, solch’ unverkennbarer

Ghettotypen als »Geschäftsfreunde« zu
bedienen. Wie zu erwarten, wurden von

den polnischen Besuchern beim Anblick der

Flachsbaums, Kochans usw., die als Ver-

treter reichsdeutscher Firmen auftraten,
wenig schmeichelhafte Bemerkungen über

die Praxis des Antisemitismus im Dritten

Reiche gemacht.

Großes germanisches Gräberfeld bei Tar-

nau OS.

Bei dem Dorfe Tarnau in Ober-

sschlesien ist man z. mit der Frei-
legung ein-es germanischen Grä-

berfeldes beschäftigt,daß das größte
bisher entdeckte Vorkommen dieser Art in

ganz Schlesien ist. Es sind nicht nur Ur-

nengräber aus dem Z. Jahrhundert, sondern
auch Brandschüttungsgräber aus dem 4.

und 5. Jahrhundert n. th. aufgederkt
worden. Man ist auch auf Gräber aus

dem i. und 2. Jahrhundert v. th. ge-

stoßen· Die Funde beweisen, daß an

dieser Stelle ein durch mehrere

261



JChkhUkIderte benutzt-It Begräb-
nlgpllltz der damals in ganz
Schleifen und dar-über hinaus-
siedelnden ostgekmanischenWam
dalen befunden hat« Einige der Fund-
stückezeichnensich durch hohe Handwerks-
kunst aus. Mehrere aus dem 4. Jahr-
hundert n. th. stammende Gefäße sind
mit Hakenkreuzmotivenverziert. Nach den

FUUDMsteht es einwandsrei fest- daß die

Tarnauer Gegend mindestens ein halbes
Jahrtausend hindurch von Germanen dicht
besiedelt gewesen ist» Es ist übrigens be-

zeichnend,daß dag Vorhandensein des vor

einigen Jahren entdeckten Gräberfeldes in
der mündlichenUebeklieferung des TM 13—

Jahrhundert als deutsche Siedlung neu

entstandenen Dorfes Tarnau bis in die

Gegenwart fortgelebt hak-

Prof Wukadinowiczf
Jn Krakau starb am 27. Mai im Alter

vFN 68 Jahren«UniversitätsptvfessorDr-

Sp. Wukadinowicz stAMMke
aus Wien. Er war trotz seines kroatischen
Namens nach Bekenntnis und Lebenshal-
tung Deutscher, Bis zum Jahre 1932

hatte er an sder Universität Krakau den

LehkstUhIfür Germanistik inne. Er besaß
Als Goetheforscherinternationale cBedeu-

tung. Jm Jahre 1932 hielt er in Weimar
um 100.TodestagGoethes eine viel beach-
tete Rede. Kurz danach wurde er in den

Ruhestand versetzt,denn auf polnischer
Seite hatte man ihm sein Bekenntnis zum
deutschen Geisteslebenübelgenommen.

Kein Mittel bleibt ungenutzt

N

Die EMolkereigenoffeklfchaft
K a min im KreiseZempelburg hatte auf
den 19.April d.J. eine Generalver-
s a m m l u n g angesetzt,auf der Vorstand
undAufsichtsrat neugewähltwerden sollten-
Für die Zeit, zu der die Generalversamm-
lung stattfinden sollte, setzte der Starost
von Zempelburgfür das Dorf Groß-Zerf-
witz eine Gasschutzübungan. Zur Teil-
nahme an dieser Uebung wurden durch
schriftliche Anweisungsämtliche deutschen
IRitglieder der Genossenschaft,nicht Aber
die übrigenDorfbewohnerverpflichtet. Für

Merbi für
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Nichterscheinenwurde eine Arreststrafe bis

zu drei Monaten bezw. eine Geldstrafe bis

zu 3000 Zloty angedroht. So erhielt z.B.
der 92jährigedeutsche Bauer Johann Wei-

land, der Mitglied der Genossenschaft ist,
die Aufforderung, an der Luftschutzübung
teilzunehmen, sein 54jähriger Sohn, der

nicht Mitglied der Genossenschaft ist, aber

brauchte an der Uebung nicht teilzunehmen.
Zugleich wurden einige andere, in Nachbar-
dürfern wohnende deutsche Genossenschafts-
mitglieder auf andere Weise an der Teil-

nahme an der Generalversammlung behin-
dert.· So erhielten zwei deutsche Genossen
unter nichtigemVorwand die Aufforderung,
sich gerade um die Zeit, zu der die Ver-

sammlung stattfinden sollte, auf der Sta-

rostei Zempelburg einzufinden, und bei

einigen anderen deutschen Genossenschaftern
erschien um dieselbe Zeit die Polizei, um

Haussuchungen vorzunehmen, wodurch es

den Deutschen unmöglichgemacht wurde,
ihr Haus zu verlassen. Auf diese Weise
konnte keines der deutschen Ge-

nossenschaftsmitglieder zu der

anberaumten Versammlung er-

scheinen. Dagegen fanden sich die 9 pol-
nischen Genossenschaftsmitglieder, die weder
an einer Luftschutzübungteilzunehmen, noch
einer behördlichenVorladung Folge zu lei-

sten hatten, noch durch Haussuchungen be-

lästigt wurden, im Versammlungsraum ein.
«

Die Versammlung wurde von dem im Auto

der Starostei herbeigeholten 2.Vorsitzenden,
einem Polen, eröffnet, und unter dessen
Vorsitz wurden dann die Wahlen vorge-
nommen. Das Ergebnis war, daß mit 10

polnischen Stimmen gegen die Stimme des

deutschen Vorsitzenden V o r st a n d u n d

Aufsichtsrat umbesetzt wurden,
natürlich ausschließlichmit Polen! Die

sonderbare Versammlung wurde durch ein

starkes Polizeiaufgebot geschützt,und·der
Eingang zur Molkerei war von Polizei-
beamten besetzt. Als sich am nächstenTage
der alte, deutsche Vorstand der Genossen-
schaft zu Beginn der Dienstzeit beim Ko-

nitzer Gericht einfand, um die Eintragung
des unter so sonderbaren Umständenge-
wählten neuen, Polnischen Vorstandeszu
verhindern, mußte er feststellen,daß die

Eintragung, offensichtlich außerhalbder

Dienststunden, bereits erfolgtwar.

»O ft l « nd«



Bücher über den Osten
Die Tschechoslowakei im Spiegel der Sta-

tistik. Von Erwin Winkler. Verlag
Karl H.Frank, Karlsbad-Leipzig 1937. 89 S.

Preis 3,50 RM. — Jn einer Zeit, in der die

Frage nach der Lebensberechtigung des tschechi-
schen Vielvölkerstaates im Brennpunkt des euro-

päischenInteresses steht, ist eine Arbeit wie die

von Winkler von besonderem Wert· Auf die

wichtigsten, politisch bedeutsamen Fragen der

Tschecho-Slowakei wird hier an Hand statisti-
scher Daten Antwort gegeben. Die ganze
Arbeit zerfällt in zwei Teile. Der erste, 53 Sei-
ten umfassende Teil enthält über 70 Karten-

skizzen und graphische Darstellungen; im beglei-
tenden Text werden die wesentlichsten Tatsachen
erläutert. Der zweite Teil bringt auf etwa

30 Seiten 57 statistische Tabellen. Der Arbeit

beigegeben ist eine Nationalitätenkarte der Su-
detenländer im Maßstab 1 :750 000. Ausführ-
lich in Text, Karten, Diagrammen und Ta-
bellen dar estellt werden zunächst die wesent-
lichen volks-und bevölkerungspolitischenPro-
bleme der Tschecho-Slowakei insgesamt und der

einzelnen Völker des Staates, vor allem der

Deutschen: Zahl und Siedlungsgebiet, natürliche
und Wanderungsbewegung, berufliche und sozi-
ale Gliederung, Schulwesen, politische und

konfessionelle Struktur, Wirtschaftsverhältnisse
uan1. Wenn man sich bei der Benutzung der

Arbeit des Umstandes bewußt ist, daß alle in

ihr veröffentlichtenDaten auf amtlichen tschechi-
schen Erhebungen beruhen, die vor allem auf
dem Gebiete der Nationalitätenstatistik zu

tschechischen Gunsten gefärbt sind, kann man

sich der vielseiti en Arbeit mit großem Nutzen
bedienen. Die Erläuterungenzu den Karten
und Diagrammen sowie die« zusammenfassende
Schlußbetrachtung sind viersprachig (deutsch,
tschechisch, englisch und französisch) gelBtlteZII .

Mitteleuropa. Das Problem und die Ver-

suche seiner Lösung in der deutschen Geschichte.
on Heinrich von Srbik. Verlag Her-

mann Böhlaus Nachf., Weimar 1938. 2.Auf-
la e. 42 Seiten· Preis 1,50 RM. -— Der
be annte Wiener Historiker und Vorkämpfer des

großdeutschenGedankens zeichnet in dieser Bro-
schüre die Entwicklung nach, die Mitteleuropa
als Jdee und Wirklichkeit in der Zeit des

Heiligen Römischen Reiches, des Deutschen
Bundes und des Bündnisseszwischen dem Deut-
schen Reich und Oesterreich-Ungarn genommen
hat. Er zeigt, wie Mitteleuropa in der ersten
Periode sich als Ergebnis der Spannung zwi-
schen Territorial- und Universalpolitik in wech-
selnder Form und schwankender Deutlichkeit
herauskristallisierte. Er verfolgt besonders, in

welchen Gestalten Mitteleuropa in den von

Metternich und Vismarck bestimmten Jahr-
zehnten der europäischen Politik den Staats-
männern und Denkern und den Völkern vor-

schwebte, welche Bedeutung es in den politischen

Konzeptionen Lists, von Brurks, Frantz’, von

Gagerns und anderer politischer Köpfe besaß.
Srbik

schließt
mit den Worten: »Vom deut-

schen esamtoolke aus muß das Gestaltungs-
prinzip für die durch Schicksalsgemeinschaft
verbundene gesamte Erdteilsmitte ausgehen, die

bisher volklich unvollendet war und in ihrem
Osten heute unvollendeter ist denn je. Dann

mag sich an die deutsche Lebensgemeinschaft des

Reiches und Oesterreichs eine lose politische
Gemeinschaft ostmitteleuropäiser Staaten an-

gliedern, deren Deutsche eine luts- und Her-
zensgemeinschaft mit dem staatlich getrennten
Hauptkörper ihres Volkes bilden· Es wäre die

Auflösung des ewigen mitteleuropäischen Strei-
tes zwis en Raum und Volk, Staat und Natur,
Wirklich eit und Jdee, Macht und Geist; es

wäre ein in sich selbst beruhendes und befriedetes
Mitteleuropa, die Erfüllung eines ewigen
deutschen Traumes und eine große Bürgzchaftfür den alten Erdteil und die Welt.« r;K.

Note Burgen und blaue Seen. Von J a k o b

Schaffner. Hanseat. Verlagsanstalt AG.,
Hamburg 1937. 153 Seiten. Preis 3,50 NM.

Nach seinem Buch über die Ba erische Ostmark
legt der bekannte schweizerisrheDichterin diesem
Buche eine zweite deutsche Landschaftsdarstellung
vor. Jhm ist Ostpreußen,das Land der Bur-
c«en und Seen, zu einem tiefen und bleibenden

rlebnis, zu dem Erlebnis einer politischen
Landschaft geworden. Er hat diese Landschaft,
ihre Menschen, ihre Geschichte und ihre Gegen-
wart mit den Augen eines Menschen gesehen,
der zwar nicht zur reichsdeutschen Schicksals-
gemeinschat gehört, der sich aber der großen
geistigen icksalsgemeinschaft aller Deutschen
im tiefsten runde bewußt ist, so wenn er sagt:
»Mit dem gleichen Rechte, mit dem ein engli-
scher Staatsmann sagte, daß die Grenze Eng-
lands am Rhein liege, dürfen wir darauf auf-
merksam machen, daß das nordöstlicheVorwerk

but Verteidigung der uralten schweizerischen
rundfreiheiten in Ostpreußen liegt«. Oder

wenn er sagt: »Was für Deutschland arbeitet,
das arbeitet für den Wiederaufstieg Mittel-

europas. Viel ist im nahen Osten getan worden

durch fremdes Geld und künstlichepolitische
Ordnungen, aber alle die Länder um Deutsch-
land herum werden erst wieder von Freiheit
und neuer Zeit reden können, wenn die deutsche
Kraft ihre Fragen selbst gelöst hat, und wenn

die geschichtlicheScholle, die man Deutschland
nennt, wieder klar, voll neuer Fruchtbarkeit aus

der Ueberschwemmung der letzten Zeit empor-

estiegen ist. Deutschland bedeutet Europa«.
akob Schaffner weiß Ostpreußenin lebendigen

Farben zu schildern. Aus den Landschaftsbil-
dern hebt er das seelenbildende Element hervor,
in den Bildern der Städte und Burgen erfaßt

ZEIdaischgeschichtlichgestalteåideMomekkihund die
en en weiß er in iren chara teri is en

Eigenschaften zu zeigen. Das SchickleJst-
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PVUJHEUGdas immer auf Kainprmd Not ab-

gestunmt war, empfindet er, der Gchtveizeh mit
dem weitenBlick füt- dag größere Deutschland,
als eigenes Schickt-ab und er bekennt sich dazu.

,

as ist es vol- gllekn, rvag sein Buch für die

Deutschenitn Reiche lesenawert macht- DRIKs

,Die Kinder von Kjkqug. Von Gott-
skled Nothacker. Junge Generation Ver-
lag, Berlin1938.215Seiten. —- Wie in seinem
bekannten Buche»Das Dorf an der Grenze«,
so greift Gottfried Nothacker auch hier mit-

ten m den Volkstumgkampf zwischen Deutschen
und Tsrhechenhinein» Nichts in diesem Buch
ist erfunden. Alleg, wag in ihm geschildert wird,
hka sichnicht nut- jn diesem einen Dorf an der

bohmischnnährischenGrenze, sondern in derselben
Art oder ganz ähnlichin hundert und tausend
anderen deutschenDörfern und Städten, die

unter der Gewalt det- Tsched en stehen, ereignet.
Eine Erfahrungdesz pra tisrhen Volkstums-

Fatiipfeghat dem Buch seinen Titel und seinen
Inhalt gegeben: Es geht bei diesem Kampf
letzten Endee immer um die Kinder. Um jedes
einzelne Kind wird gekärnpfh ob eo das Kind
der armen Häuglekinist, dag von den Tschechen

durch Geschenkein die volkofremde S ule ge-
lockt wird, ob eg das Kind des deutschen

’

traßen-
wartete ist, dem die ,,freie Wahl« gelassen
wird, seinen Arbeitgplatz zu verlieren oder sein
Kind in die tschechische Schule zu schicken, usw.
Der Krieg wird um und gegen die deutschen
Kinder geführt Ueber ihre jungen Jahre
breitet sichdek Eknst Und die Not einer großen

Augeinanderseizung,die sie selbst noch nicht Völlig
begreifen, die in ihnen aber schon das Bewußtsein
und den Stolz aufkeimen läßt, zu einer großen
Gemeinschaftzu gehören und dieser Gemeinschaft
Opfer bringen zu müssen. Schli k Und thsew
los wird dieser Kampf, den die inder oon Kir-

wang und mit ihnen die Kinder in hundert und

tausend anderen deutschen Oörfern und Stadien

auf sich nehmen, geschildert. Jn welchen For-
men der Volkstumakampf gefühl·t wird- Wie ek

in das Leben jedes Einzelnen eingreift, wie er

sich in die verschiedensten Einzelerscheinungen
auflöst und doch in allem eine einheitliche Füh-
rung erkennen läßt, stellt Rotharker dar, und er

lehrt damit auch diejenigen, die diesen Kampf-
Ielber nie mitgemacht haben, zu begreifen, wie
es dort zugeht und wokukn es dort geht. Dr..K

X
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